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3.1.3 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Aus dem Kap. 2.5 ergibt sich, dass durch Umsetzung von Planungen nachteilige Umweltauswirkungen auf Tiere, 

Pflanzen und Biotope vor allem durch anlage- und baubedingte Flächenverluste resultieren können. Generell weisen 

Arten und Biotope vor allem Empfindlichkeit gegenüber folgenden potentiellen Wirkfaktoren auf: 

Baubedingt: 

· Baubedingte Flächeninanspruchnahme von wertvollen Habitaten 

· Barrierewirkung  

· Störwirkungen durch Schall und Lärm, der zur Aufgabe von Bruten führen kann 

· Baubedingte Stoffeinträge, z. B. durch KFZ-Fahrzeuge  

· Weitere, nichtstoffliche Störwirkungen wie Licht und Vibrationen 

· Veränderung der abiotischen Bedingungen (z.B. Wasserhaushaltsänderungen) 

 

Anlagebedingt 

· Anlagenbedingte Flächeninanspruchnahme und dadurch Verlust potentieller Lebensräume von Vögeln, Fle-

dermäusen, Reptilien, Amphibien und Insekten. 

· Veränderung der abiotischen Bedingungen (z.B. Wasserhaushaltsänderungen) 

· Anlagenbedingte Störwirkungen auf störungsempfindliche Tierarten (z.B. Kulissenwirkungen und Meideef-

fekte der Feldlerche)  

 

Betriebsbedingt  

· Kollisionstod (oder Tod durch Barotrauma) kollisionsgefährdeter bzw. windkraftsensibler Vogel- und Fle-

dermausarten 

· Betriebsbedingte Stoffeinträge (u. a. durch betriebsbedingten Verkehr wie Instandhaltungs- und Wartungs-

arbeiten) 

· Nichtstoffliche Störwirkungen (Lichtemissionen, Schatten- und Schallemissionen) 

· Artbedingtes Meideverhalten (z.B. durch Barriere- und Kulissenwirkungen) 

Biotopschutz 

Geschützte Biotope finden sich keine innerhalb der beiden Teilplangebiete. Etwa 130 m westlich der Teilfläche 2 

liegt laut Natureg-Viewer allerdings ein nach § 30 BNatSchG geschütztes „Feuchtgrünland südöstlich Odersberg“ 

(Grünland feuchter bis nasser Standorte, Biotoptyp-Nr. 06.210). Hier ist auf der nachgelagerten Planungsebene zu 

prüfen, ob das Biotop durch die Anlage der Baustelleneinrichtungen (z.B. Kranauslegerfläche) beeinträchtigt wird 

bzw. wie eine Beeinträchtigung vollständig vermieden werden kann (Vemeidungsmaßnahme VN 02). Sollte sich ein 

vorhabenbedingter Eingriff in ein gesetzlich geschütztes Biotop nicht vermeiden lassen, hat für einen solchen Fall 

ein räumlich-funktionaler Ausgleich zu erfolgen. Da das konkrete Flächenlayout erst Bestandteil der nachgelagerten 

Genehmigungsebene ist, ist eine detaillierte Beurteilung erst im nächsten Genehmigungsschritt möglich. 

Gleiches gilt für geschützte Lebensraumtypen nach Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie. Um die Verträglichkeit mit den 

Erhaltungszielen der Natura 2000-Gebiete im Umfeld zu überprüfen, hat der Projektträger nach den Absätzen 3 bis 

5 des § 34 BNatSchG die erforderlichen Unterlagen vorzulegen.  
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Ergibt die Prüfung, der Verträglichkeit, dass das Projekt zu erheblichen Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für 

die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann, ist es unzulässig. Davon kann 

nach § 34, Absatz 3 BNatSchG abgewichen werden, wenn aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 

Interesses, einschließlich sozialer oder wirtschaftlicher Art, notwendig ist und zumutbare Alternativen, den mit dem 

Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht 

gegeben sind. Für die Natura2000-Gebiete im Umfeld von 5 km wurde eine separate Verträglichkeitsprüfung erstellt 

(s. Anlage, IBU 2026). Nach Prüfung der Erhaltungsziele der Schutzgebiete einschließlich der charakteristischen Arten 

und geschützten Lebensräume konnten keine erheblichen Beeinträchtigungen festgestellt werden, die zu einer 

Unverträglichkeit der Planung mit den Schutzgebieten führen könnten, auch nicht im Zusammenwirken mit anderen 

relevanten Planungen im Wirkraum des Plangebiets. 

 

Flora 

Da keine geschützten Biotope und Pflanzen innerhalb der geplanten Gebietskulisse vorhanden sind, ergeben sich 

nach erster Prüfung keine erheblichen, negativen Beeinträchtigungen bzw. das Eintreten von Tatbeständen nach 

§ 44, Abs. 1, Nr. 4 BNatSchG. Sollte die nachgelagerte Kartierung der konkreten Eingriffsflächen seltene und ge-

schützte Pflanzenarten ergeben, sind bei einer Betroffenheit artspezifische Erhaltungsmaßnahmen zu formulieren. 

Je nach Art kann dies durch Erhalt der Samenbank im Oberboden (gesonderte Lagerung und Wiederauftragung) oder 

eine Umsiedlung von Einzelpflanzen erfolgen.  

Eine dauerhafte Beeinträchtigung des Naturhaushaltes ergibt sich bei Errichtung von Windenergieanlagen durch die 

(Teil-)Versiegelung der Biotope im Bereich der Kranstellfläche und des Zufahrtsweges sowie durch das Einbringen 

des Fundaments. Auf dem Großteil dieser Flächen geht für den Betriebszeitraum der Lebensraum für Pflanzen und 

Tiere verloren.  

Im westlichen Waldgebiet der Teilfläche 1 wurden naturschutzfachlich wertvolle Waldbestände nachgewiesen. Ein-

griffe in wertvolle Altholzbestände sind grundsätzlich zu vermeiden, auch im Süden, wo das Plangebiet direkt an die 

Flächen des FFH-Gebiets 5415-304 „Kreuzberg und Kahlenbergskopf bei Obershausen“ angrenzt. Beim Vorliegen von 

Altbäumen (inkl. Habitatbäumen) in den Randbereichen der Eingriffsflächen sind diese zu schützen. Abhängig von 

der Lage können dabei Bauzäune oder Gatter zum Einsatz kommen. Einzelne, zu erhaltenden Altbäume, die poten-

tiell durch die Baumaßnahmen beeinträchtigt werden könnten, sind im Rahmen der ökologischen Baubegleitung 

durch Baumschutzmaßnahmen nach DIN 18920 zu schützen (Vermeidungsmaßnahme VN 01). Die für temporäre Nut-

zungen gerodeten Flächen, die für spätere Reparaturarbeiten nicht dauerhaft freizuhalten sind, sind wieder aufzu-

forsten, d.h. mit den jeweils bestandstypischen Baumarten zu bepflanzen (Vermeidungsmaßnahme VN 03). Der dau-

erhafte Verlust der ursprünglichen Wald-Biotoptypen ist als erhebliche Beeinträchtigung von Natur und Landschaft 

und damit als Eingriff im Sinne des § 14 BNatSchG zu werten und muss daher kompensiert werden (siehe Kap. 3.2.3). 

Werden Acker- und Grünlandflächen beansprucht, sind diese unter Berücksichtigung der Maßnahmen für den vor-

sorgenden Bodenschutz (Kap. 3.1.1) nach Abschluss der Arbeiten fachgerecht wiederherzustellen, damit sie rasch in 

ihren ursprünglichen Charakter erhalten und in wieder in die ursprüngliche Nutzung, z.B. landwirtschaftliche Nut-

zung, aufgenommen werden können (Vermeidungsmaßnahme VN 04). Während der Bauphase soll überwiegend das 

bestehende Wegenetz genutzt werden, welches im Zuge der konkreten Planung ausgebaut bzw. verbreitert werden 

muss und im Rahmen gesonderter Anträge (Annex-Anträge) beantragt wird. 

Entsprechend den Ausführungen in Kap. 2.5.2 wurden Teile der Saumbereiche der Wiesen im Plangebiet als arten-

reiche Saumvegetation frischer Standorte (KV-Typ 09.121) kartiert. Für einen solchen Fall kann eine Wiederherstel-

lung ggf. durch Erhalt der Samenbank erfolgen.  
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Wird der Oberboden für den Bereich getrennt gelagert und fachgerecht wieder eingebaut, kann sich der Saum aus 

dem Diasporenvorrat wiederentwickeln. Sofern Saatgut verwendet wird, ist grundsätzlich darauf zu achten, dass 

ausschließlich zertifiziertes und regionales Saatgut verwendet wird (Vermeidungsmaßnahme VN 05). Da Eingriffe in 

geschützte Pflanzen oder kleinflächig erhaltenswerte Biotopstrukturen konkret definierte und meist kleinräumige 

Bereiche betrifft, ist eine Betrachtung erst im nachgelagerten Genehmigungsverfahren zielführend. 

Bei der Errichtung von Windenergieanlagen fallen Baustelleneinrichtungen bzw. Flächen an, die im Fall von größeren 

Wartungsarbeiten in der Regel dauerhaft von Bäumen frei zu halten sind. Dies gilt u. a. für Kranauslegerfläche und 

Überschwenkbereiche der Zuwegung. Beides muss nicht geschottert bleiben, sondern kann der Sukzession überlas-

sen werden (Vermeidungsmaßnahme VN 06). 

Die Eingriffsregelung ist nach hessischer Kompensationsverordnung 2018 im Landschaftspflegerischen Begleitplan 

auf der nachgelagerten Genehmigungsebene abzuarbeiten, indem der naturschutzrechtliche Ausgleichsbedarf für 

den Eingriff in die vorhandenen Biotoptypen ermittelt wird (siehe dazu auch Kap. 3.2.3).  

Aus den Ausführungen ergeben sich daher folgende, naturschutzrechtliche Maßnahmen (VN) im Plangebiet. Maß-

nahmen mit Flächenbezug sind in der Maßnahmenkarte (Karte 6) zum Plangebiet dargestellt. 

Tabelle 6: Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zum Schutzgut Pflanzen & Biotope (VN).  

Nr.  
Konflikt / Art der Beeinträchti-
gung 

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

VN 01 
Verlust und Schädigung von Alt-

bäumen im Randbereich der Ro-

dungsflächen. 

Schonung wertvoller Altholzbestände /  
Vegetationsschutz nach DIN 18920 

VN 02 
Beeinträchtigungen eines § 30 ge-

schützten Biotops im Umfeld der 

Planung 

Vermeiden von Eingriffen in ein nach § 30 BNatSchG geschütztes 
Biotop 

VN 03 
Bau- und Anlagebedingter Verlust 

von Waldflächen 
Wiederaufforstung temporär beanspruchter Waldflächen 

VN 04 
Bau- und Anlagebedingter Verlust 

von Grünland 

Wiederherstellung temporär beanspruchter Grünland- und Acker-
flächen 

VN 05 
Bau- und anlagebedingte Beein-

trächtigung wertvoller Randstruk-

turen 

Wiederherstellung vorhabenbedingt beeinträchtigter Rand- und 
Saumbereiche 

VN 06 
Anlagenbedingter Verlust von 

Waldflächen, die dauerhaft baum-

frei bleiben müssen 

Gelenkte Sukzession auf Flächen, die dauerhaft baumfrei bleiben 
müssen 
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Fauna 

Auch für die Fauna ergeben sich durch den anlage- und baubedingten Verlust von Lebensraum bzw. Teillebensräu-

men nachteilige Umweltauswirkungen. Die Baufeldvorbereitung birgt darüber hinaus ein Tötungsrisiko für Tiere, vor 

allem für solche in empfindlichen Entwicklungsstadien wie fluchtunfähige Jungtiere, Eier, Larven und Tiere im Win-

terschlaf, die das Eingriffsgebiet nicht selbstständig verlassen können. Baubedingte Auswirkungen sind allerdings 

zeitlich begrenzt, d.h. sie treten während der Bauphase auf und sind in der Regel nur von kurzer- bis mittelfristiger 

Dauer. Die Inanspruchnahme der Fläche sowie der Wegfall des Baumbestands bedeutet einen unmittelbaren Le-

bensraumverlust für Vögel und Fledermäuse. Durch Eingriffe in den Bestand gehen potentiell Brutplätze planungs-

relevanter Arten verloren. Zudem sind durch Errichtung der Anlage potentielle Jagdhabitate sowie potentiell Habi-

tatbäume von Fledermäusen betroffen. Anlagebedingte Auswirkungen sind bei einer für Windenergieanlagen 

üblichen Betriebsdauer von 20 - 30 Jahren als dauerhaft und nachhaltig einzustufen.  

Brutvögel 

Im Rahmen der bisherigen Untersuchungen wurden planungsrelevante Brutvogelarten im Plangebiet nachgewiesen, 

die ihren Lebensraum vorrangig im Wald oder am Waldrand haben (z.B. Grauspecht, Baumpieper, Fitis, Grünfink, 

Heckenbraunelle, Star und Waldlaubsänger) sowie Arten des Halboffenlandes (Elster, Grünfink, Goldammer, Kern-

beißer) oder des Offenlandes (Feldlerche). Von allen, im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Brutvogelarten, die 

für Hessen einen ungünstigen bzw. schlechten Erhaltungszustand aufweisen, haben Feldlerche, Grauspecht, Ha-

bicht, Stieglitz, Waldlaubsänger, Wespenbussard und Baumpieper (nur bei Erfassungen 2021) in Hessen einen un-

günstig bis schlechten Erhaltungszustand und die Arten Elster, Fitis, Goldammer, Heckenbraunelle, Kernbeißer, 

Kleinspecht, Mäusebussard, Mehlschwalbe, Rotmilan, Schwarzstorch, Star und Wintergoldhähnchen einen ungüns-

tig bis unzureichenden Erhaltungszustand.  

Die Kleinvögel unter den Brutvogelarten, die im 500 m Radius nachgewiesen wurden, sind nach Anlage 1 zu § 45 

BNatSchG bzw. Anlage 2 und 3 der Verwaltungsvorschrift „Naturschutz / Windenergie“ (HMUKLV & HMWEVW 2020) 

nicht als kollisionsgefährdet oder windkraftempfindlich eingestuft. Für diese Arten spielt daher vor allem die bau- 

und anlagebedingte Inanspruchnahme wertvoller Habitate eine Rolle (Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Sinne des 

§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) sowie ein baubedingtes Eintreten von Tötungs- und Störungstatbeständen im Sinne des 

§ 44 Abs 1, Nr. 1 und 2 BNatSchG.  

Indem erforderliche Fäll- und Räumarbeiten auf den geplanten Eingriffsflächen vor Beginn der Brut- und Setzzeit 

zwischen 1. Oktober und dem 28. Februar durchgeführt werden, lassen sich Auswirkungen auf z. B. fluchtunfähige 

Jungtiere regelmäßig vermeiden. Es ist jedoch darauf zu achten, dass die geräumten Flächen vegetationsfrei gehal-

ten werden, auch in den Randbereichen, um eine Neuansiedlung zu vermeiden (Vermeidungsmaßnahme VF 02). 

In Abhängigkeit der Lage der Windenergieanlagen im Plangebiet ist darüber hinaus zu prüfen, ob essentielle Habitate 

betroffen sind und die ökologische Funktion der Art im räumlichen Zusammenhang weiterhin gegeben ist. Zu be-

rücksichtigen sind dabei auch weiträumig wirkende Störwirkungen wie Kulissenwirkungen und Meideeffekte, die 

durch die Anlagenmasten hervorgerufen werden können. Bei Standorten im Offenland ist hiervon regelmäßig die 

Feldlerche betroffen. Da Feldlerchen eine Meidung von Kulissen bildenden Landschaftselementen wie Wäldern und 

Gehölzen zeigen, beschränkten sich Nachweise der Feldlerche auf gehölzferne Ackerflächen im Bereich der Teilflä-

che 2. Ein Revier liegt innerhalb der Teilfläche 2. Ein weiteres liegt ca. 170 m östlich der Teilfläche 1. Das dritte 

nachgewiesene Revier liegt nördlich der Teilfläche 2 in ca. 200 m Entfernung. Bei einem Eingriff ist mit dem Verlust 

von einem Revier der Feldlerche zu rechnen. Für offenlandbewohnende Vogelarten ist ein großräumigoffener, weit 

einsehbarer Landschaftscharakter eine der wichtigsten Lebensraumkomponenten. Daher kann die Errichtung verti-

kaler Strukturen aufgrund ihrer Silouette zu Meideffekten führen, In der Literatur werden Meidedistanzen von 50 - 
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160 m für die Feldlerche angegeben. In der Praxis wird meist eine Meidedistanz von 100 m für die Feldlerche ange-

nommen (TRAUTNER 2020, OELKE 1968). Beeinträchtigungen der Reviere außerhalb der Planfläche durch Kulissenwir-

kungen sind aufgrund einer Distanz von mehr als 100 m nicht zu erwarten. Die Kulissenwirkung des Waldrandes 

kann dabei eine mögliche Kulissenwirkung durch die geplanten WEA überlagern. Weitere Arten mit ähnlichen An-

sprüchen, z.B. Rebhuhn und Wachtel, wurden nicht nachgewiesen. Eine nähere Konfliktbewertung erfolgt im BIm-

SchG-Verfahren unter Berücksichtigung des Leitfadens für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen (HMUELV 

2015). 

Windkraftsensible Großvögel 

Zur vereinfachten Prüfung, ob das Tötungs- und Verletzungsrisiko kollisionsgefährdeter Brutvogelarten signifikant 

erhöht ist, wird durch § 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG zwischen dem Nahbereich, dem zentralen Prüfbereich und dem 

erweiterten Prüfbereich unterschieden. Die 2021 bis 2023 nachgewiesenen Brutplätze windkraftsensibler Großvo-

gelarten (Rotmilan, Schwarzmilan, Wespenbussard und Schwarzstorch) lagen alle in einem ausreichend großen Ab-

stand zu den Planflächen, d.h. außerhalb der zentralen Prüfradien nach Anlage 1 BNatSchG bzw. Anlage 3 der VwV 

„Naturschutz / Windenergie“ (HMUKLV & HMWEVW 2020). Bei den Erfassungen 2025 wurde ein vom Rotmilan be-

setzter Horst (Nr. 28, Karte 2.2) in einem Abstand zum Plangebiet ermittelt, welcher in Abhängigkeit zukünftiger 

WEA-Planungen potentiell innerhalb des zentralen Prüfbereichs nach Anlage 1 BNatSchG liegt. Nach § 45b Abs. 4 

BNatSchG ist bei Lage eines Brutplatzes einer Vogelart im zentralen Prüfbereich im Regelfall von einem signifikant 

erhöhten Tötungs- und Verletzungsrisiko auszugehen ist, sofern eine signifikante Risikoerhöhung nicht widerlegt 

werden kann (z.B. durch eine RNA oder HPA) und die signifikante Risikoerhöhung nicht durch fachlich anerkannte 

Schutzmaßnahmen hinreichend gemindert werden kann. In Zusammenhang mit dem BImSchG-Verfahren ist daher 

in Bezug auf die konkrete Lage der WEA im Plangebiet auf nachgelagerter Ebene zu prüfen, ob es vorhabenbedingt 

zu einem erhöhten Kollisionsrisiko kommt und entsprechende Schutz- und Minderungsmaßnahmen erforderlich 

werden (Vermeidungsmaßnahme VF 04). Für die übrigen, kollisionsgefährdeten Arten lässt sich auf Grundlage der 

vorliegenden Daten kein erhöhtes Kollisionsrisiko ableiten.  

Eine schwerpunktmäßige Nutzung des Plangebiets durch den Schwarzstorch konnte im Rahmen der Raumnutzungs- 

und Habitatpotentialanalyse nicht belegt werden und der empfohlene Mindestabstand nach VwV (HMUKLV & 

HMWEVW 2020) wird deutlich überschritten. Je nach Lage der WEAs im Gebiet hat im Rahmen des BImSchG-Ver-

fahrens eine detaillierte Beurteilung im Hinblick auf die geplanten Anlagenstandorte zu erfolgen.  

Aus der Datenauswertung geht hervor, dass sich in über 1.000 m Entfernung zum Plangebiet, im Basaltsteinbruch 

bei Beilstein, eine Brutstätte des Uhus befindet. Gemäß Anlage 1 zu § 45b Abs. 1-5 BNatSchG ist der Uhu in hügeli-

gem Gelände nur dann kollisionsgefährdet, wenn der Rotorblattdurchgang weniger als 80 m beträgt. Dies gilt nicht 

für den Nahbereich. Die rotorfreie moderner WEA beträgt in der Regel über 80 m, ein betriebsbedingt erhöhtes 

Tötungs- und Verletzungsrisiko kann demnach hinreichend sicher ausgeschlossen werden, Schutzmaßnahmen sind 

nicht erforderlich. Eine nähere Betrachtung erfolgt im Rahmen des BImSchG-Verfahrens. 

Fledermäuse 

Von den sicher im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Fledermausarten weist der Große Abendsegler in Hessen 

einen ungünstig bis schlechten Erhaltungszustand (a) auf und die Arten Bechsteinfledermaus, Kleiner Abendsegler 

und Mückenfledermaus und die Artgruppe der Bartfledermäuse einen ungünstig bis unzureichenden 

Erhaltungszustand (u). Von der Gruppe der Langohren, die nicht auf Artniveau bestimmt wurden, weist das Graue 

Langohr ebenfalls in Hessen einen ungünstig bis unzureichenden Erhaltungszustand auf. Die Arten Braunes Langohr 

(als „Langohren“ bestimmt), Breitflügelfledermaus, Fransenfledermaus, Großes Mausohr, Wasserfledermaus und 
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Zwergfledermaus weisen in Hessen einen günstigen Erhaltungszustand auf, sind jedoch in Anhang IV der FFH-

Richtlinie aufgeführt und nach Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) streng geschützt. Für die 

Rauhautfledermaus ist kein Erhaltungszustand definiert. 

Betriebsbedingt bergen Windenergieanlagen ein meist hohes Konfliktpotential für die Artgruppe der Fledermäuse, 

da diese durch Kollision mit den Rotorblättern oder bereits durch die Druckunterschiede beim Flug in der Nähe der 

Rotoren den Tod finden können. Ob eine Fledermausart mehr oder weniger stark kollisionsgefährdet ist, hängt mit 

der Größe und dem Flugverhalten der Art zusammen.  

So ist die Kollisionsgefahr für kleinere, wendigere Arten deutlich geringer als für größere Tiere. Ob Kollisionsgefahr 

besteht, hängt aber auch davon ab, inwieweit die Art Transferflüge zwischen Quartierstandorten und Jagdhabitaten 

zurücklegt und in welcher Höhe gejagt wird sowie weiteren, artspezifischen Eigenheiten. Im Rahmen der fleder-

mauskundlichen Untersuchungen im Plangebiet wurde der Nachweis von sieben, windkraftrelevanten und schlag-

gefährdeten Arten erbracht, für die nach Anlage 5 der VwV „Naturschutz/Windenergie“ (HMUKLV & HMWEVW 

2020) ein mittleres bis hohes Kollisionsrisiko gegeben ist.  

Von den im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Arten wird für Großer Abendsegler, Kleinabendsegler, Rauhaut-

fledermaus und Zwergfledermaus ein hohes Kollisionsrisiko prognostiziert. Auch die Art Breitflügelfledermaus ist in 

erhöhtem Maße kollisionsgefährdet, allerdings geringer, als die besonders gefährdeten Arten. Das Kollisionsrisiko 

der Mückenfledermaus wird als mittel eingestuft. Die übrigen im Gebiet festgestellten Arten gelten aufgrund ihres 

Flugverhaltens als nicht besonders kollisionsgefährdet hinsichtlich ihrer Flughöhe im Aktionsraum. In der Regel 

ergibt sich durch Windenergieanlagen und die nächtlichen Aktivitäten vorhabenspezifisch häufig ein mittleres bis 

hohes Gefährdungspotential. Als wirksame Vermeidungsmaßnahme hat sich hierbei die Abschaltung der Anlagen 

bewährt, für die im Rahmen eines mehrjährigen Monitorings angepasste Abschaltlogarithmen entwickelt werden 

können (Vermeidungsmaßnahme VF 03). Das bioakustische Gondelmonitoring dient dazu, spezifisch für den Wind-

park oder für einzelne Anlagen Zeiten mit erhöhter Fledermausaktivität an einem Standort zu erkennen. Durch das 

bioakustische Gondelmonitoring können letztendlich standortspezifische Zeiten mit erhöhter Fledermausaktivität in 

Rotorhöhe ermittelt werden und in Verbindung mit den Faktoren Jahreszeit, Klima, Windgeschwindigkeit und Nie-

derschlag werden Zeiten identifiziert, in denen mit einem erhöhten Schlagrisiko für Fledermäuse gerechnet werden 

muss.  

Eine baubedingte Betroffenheit nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG, ergibt sich auch für Fledermäuse während 

der Jungenaufzucht, also wenn fluchtunfähige, in Baumhöhlen und -spalten ruhende Fledermäuse angetroffen wer-

den sowie bei Vorhandensein von Winterquartieren, bei denen es bei einer Räumung der Flächen zu Verletzungen 

oder Tötungen kommen kann. Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

ergibt sich im Wesentlichen bei einer entsprechend günstigen Bestandsstruktur und Baumalter und dem Vorhan-

densein faunistisch relevanter Mikrohabitate wie Baumhöhlen, -spalten oder abstehende Rindentaschen. Arten, für 

die sich bei Bauvorhaben im Wald potentiell ein Risiko der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten gibt, 

sind nach Anlage 5 der Verwaltungsvorschrift (HMUKLV & HMWEVW 2020) die Arten Großer Abendsegler, Klein-

abendsegler, Rauhautfledermaus, Große Bartfledermaus, Zwergfledermaus, Mückenfledermaus, Großes Mausohr, 

Wasserfledermaus, Bechsteinfledermaus, Braunes Langohr und Fransenfledermaus. Darüber hinaus kann es auch 

während der Aktivitätszeit in den Sommermonaten zu baubedingten Störwirkungen kommen durch Licht- und Stau-

bemissionen oder Erschütterungen. 

Ein baubedingtes Verletzungs- und Tötungsrisiko lässt sich in der Regel durch entsprechende Bauzeitenbeschrän-

kungen minimieren. Zunächst geht den Biotoptypenkartierungen an den konkreten WEA-Standorten in der unbe-

laubten Zeit üblicherweise eine Kleinhabitatkartierung voraus, bei der alle relevanten Strukturen wie beispielsweise 

Baumhöhlen, -spalten und Rindentaschen innerhalb der Eingriffsgebiete aufgenommen werden.  
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Anhand des im Rahmen der tierökologischen Untersuchungen festgestellten Arteninventars erfolgt dann eine Beur-

teilung der konkreten Eingriffsflächen. Befinden sich potentielle Quartiere innerhalb der Eingriffsgebiete und die 

Bestandsstruktur ist als günstig einzustufen, sind neben einer Bauzeitenregelung ggf. auch Maßnahmen zum Habi-

tatbaumschutz und vorlaufende Baumhöhlenkontrollen umzusetzen. Ein Verlust potentieller Quartiere ist durch 

adäquate Ersatzmaßnahmen auszugleichen (Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahme AF 01*). Baubedingte Störwir-

kungen, insbesondere in den Sommermonaten lassen sich durch Einhaltung eines Nachtbauverbots vermeiden.  

Dabei gilt, dass im Zeitraum vom 01. April bis 31. Oktober von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang jegliche Bau-

maßnahmen und der Einsatz von Bauscheinwerfern im Bereich der geplanten WEA unzulässig sind. Im Zuge der 

weiteren Planung hat auf Grundlage der Standortplanung eine Beurteilung zu erfolgen und es sind ggf. geeignete, 

vorhabenspezifische Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen festzulegen (siehe Vermeidungsmaßnahmen VF 

05*).  

Barriere- bzw. Zerschneidungswirkungen für Fledermäuse ergeben sich, wenn es durch den Eingriff zu einer Zer-

schneidung der Landschaft kommt, wodurch der funktionale Lebensraumverbund beeinträchtigt wird. Die Errich-

tung der Windenergieanlage führt im Vergleich zu einer Straße oder einer Reihe von Neubauten nicht zu einer groß-

räumigen Zerschneidung der Landschaft. Strukturen wie der Waldrand, der bei Transferflügen zur Orientierung 

genutzt wird, bleiben großflächig erhalten. Zudem konnte im Rahmen der fledermauskundlichen Erfassung keine 

deutlich höhere Nachweisdichte im Frühjahr oder im Rahmen des spätsommerlichen Migrationsgeschehens beo-

bachtet werden und erkennbar waren nur Überflüge von Einzelindividuen. Ein übergeordneter Wanderkorridor, der 

über lokale Zugereignisse hinausgeht, ist daher mit hoher Wahrscheinlichkeit auszuschließen.  

 

Sonstige Arten  

Bau- bzw. anlagebedingte Lebensraumverluste können sich nach den obigen Ausführungen auch bei Eingriffen in 

sonstige, artenschutzrechtlich relevante Habitate ergeben.  

Bei den tierökologischen Untersuchungen wurden die im Anhang IV der FFH-Richtlinie geführten Arten Heller und 

Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling im Plangebiet nachgewiesen. Baubedingt sind daher Verletzungen oder Tö-

tungen von Individuen möglich. Dies betrifft überwiegend die sich im Boden entwickelnden Larven beider Arten, die 

beim Abschieben der Böden nicht fliehen können. Dies kann durch eine rechtzeitige Vergrämung der Arten aus dem 

Baufeld sowie den direkt angrenzenden Flächen durch eine entsprechende Mahd vermieden werden (Vermeidungs-

maßnahme VF 06*).  

In Abhängigkeit der Lage von WEA kann es durch die dauerhafte Überbauung des Plangebietes anlagebedingt zu 

einem direkten Entzug von Habitatstrukturen kommen, die von beiden Arten als Fortpflanzungsstätten genutzt wer-

den. Um den Verlust von Fortpflanzungsstätten zu kompensieren, sind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen umzu-

setzen, die an die Habitatanforderungen beider Arten angepasst sind (Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahme AF 

02*). Dies kann durch eine Aufwertung und Extensivierung von Gräben, eine Aufwertung von Grünlandhabitaten, 

eine Wiederaufnahme der extensiven Grünlandnutzung auf Brachen oder eine Neuanlage von Frisch- und Feucht-

wiesen auf ehemaligen Ackerstandorten erfolgen (Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahme AF 02*). Eine Bewirtschaf-

tung der direkt angrenzenden Habitatflächen ist auch während der Bauphase zu ermöglichen, um den entstehenden 

Habitatverlust auf das unbedingt nötige Maß zu begrenzen (VF 06*). Temporär in Anspruch genommene Flächen 

sind bei der Wiederherstellung des Grünlands entsprechend den Habitatanforderungen der Arten wiederherzustel-

len. Im Zuge der weiteren Planung hat auf Grundlage der Standortplanung der WEA eine Beurteilung des arten-

schutzrechtlichen Konfliktpotenzials zu erfolgen.  
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Die Notwendigkeit von geeigneten, vorhabenspezifischen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen ist dann auf 

Grundlage dieser Beurteilung festzulegen (siehe Vermeidungsmaßnahmen VF 06*). 

Ein Vorkommen streng geschützter, planungsrelevante Amphibien- und Reptilienarten wurde anhand der Artdaten, 

- gutachten sowie den Begehungen zunächst nicht im Plangebiet nachgewiesen. Um eine Gefährdung im Plangebiet 

lebender seltener und/ oder besonders geschützter Tierarten (z.B. Grasfrosch, Erdkröte, Waldeidechse, Blindschlei-

che) auszuschließen ist durch eine ökologische Baubegleitung sicherzustellen, dass bei der Baufeldräumung anwe-

sende Individuen aus dem Gefahrenbereich entfernt werden (Vermeidungsmaßnahme VF 01).  

Um artenschutzrechtliche Konflikte im Plangebiet zu vermeiden, sind die folgenden Vermeidungs- und Minimie-

rungsmaßnahmen zu berücksichtigen. Maßnahmen mit Flächenbezug sind in der Maßnahmenkarte (Karte 6) zum 

Plangebiet dargestellt. Unabhängig von den allgemein geltenden Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen hat im 

Zuge der Genehmigungsplanung auf nachgelagerter Ebene eine abschließende Bewertung der Flächen zu erfolgen. 

Potentiell erforderliche Maßnahmen (*) ergeben sich daher erst im Zuge der weiteren Vorhabenplanung. 

Tabelle 7: Artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zum Schutzgut Fauna (VF). Die Maßnahmen (*) 

sind nur bei einer Betroffenheit anzuwenden. 

Nr.  
Konflikt / Art der Beeinträchti-
gung 

Empfohlene Maßnahmen des Artenschutzes 

Allgemein gültige Maßnahmen 

VF 01  
Eintreten artenschutzrechtlicher 

Tatbestände nach § 44 BNatSchG   
Ökologische Baubegleitung während der Bauausführung  

VF 02 
Potentielle Beeinträchtigung von 

Vögeln während der Brutzeit 
Bauzeitenregelung zum Schutz der Avifauna  

VF 03 
Potenzielle Beeinträchtigung der 

Höhenaktivitäten von Fledermäu-

sen 

Fledermausschutz durch Abschaltalgorithmus und Gondelmonitoring 

VF 04 Gefährdung kollisionsgefährdeter 

Großvogelarten (v. a. Rotmilan) 

Prüfung der Notwendigkeit von Schutz- und Minderungsmaßnahmen 
kollisionsgefährdeter Großvogelarten in Verbindung mit Anlage 1 zu 
§ 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG 

Potentiell erforderliche Maßnahmen* 

VF 
05* 

Baubedingte Beeinträchtigung von 

Fledermäusen  

Schutz- und Minderungsmaßnahmen bei baubedingten Konflikten 
mit Fledermäusen (Bauzeitenregelung, Baumhöhlenkontrollen) 

VF 
06* 

Baubedingte Beeinträchtigung der 

Anhang II Arten Heller und Dunkler 

Wiesenknopf-Ameisenbläuling  

Schutz- und Minderungsmaßnahmen bei Eingriffen in Habitate 
streng geschützter Tagfalterarten (Vergrämungsmahd, Begrenzung 
des Baufelds, Fortführung der Bewirtschaftung auf angrenzenden 
Flächen) 
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3.1.4 Landschaftsbild, Denkmalschutz und Ortsbild 

Generell weisen Landschaftsbild, Ortsbild und die Belange des Denkmalschutzes vor allem Empfindlichkeit gegen-

über folgenden Wirkfaktoren auf: 

Anlagebedingt: 

• Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes 

• Minderung von Erholungsfunktionen 

 

Baubedingt: 

• Verlust von Bodendenkmälern 

 

Betriebsbedingt: 

• Minderung von Erholungsfunktionen (siehe auch Schutzgut Mensch) 

 

Landschafts- und Ortsbild  

Die Ausweisung des Gebiets als Windenergiegebiet ermöglicht die Realisierung von Windenergieprojekten im Ge-

biet. Eingriffe in Landschafts- und Ortsbild ergeben sich dabei vor allem durch die Anlage, bestehend aus Mast und 

Rotorblätter. Wobei die Gesamthöhe bei aktuellen Anlagentypen etwa 250 m oder höher beträgt.    

Die Errichtung von Masten für Windenergieanlagen bedeutet i. d. R. eine erhebliche Beeinträchtigung des Land-

schaftsbildes und gilt in der mittleren Wirkzone als nicht kompensierbar. Diesem wird durch die verpflichtende Zah-

lung des Ersatzgeldes nach Kompensationsverordnung (2018) Rechnung getragen.  

Das Ersatzgeld bemisst sich nach der Hessischen Kompensationsverordnung Anlage 2, Ziffer 2.2.1 in Verbindung mit 

Ziffer 4.3 „mastenartige Eingriffe“ und basiert auf der unterschiedlichen Gewichtung von Landschaftseinheiten in 

vier Wertstufen. 

Eine differenzierte Betrachtung der lokalen, optischen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes kann unter Ver-

wendung von Fotomontagen (Visualisierungen) erfolgen. Die Montage von WEA in Landschaftsfotografien von ge-

eigneten Standorten, bei der die WEA in korrekter Größe und Farbintensität dargestellt werden, liefert einen realis-

tischen Eindruck der Dominanz und Intensität des visuellen Eindrucks der Windenergieanlagen und kann daher auch 

bei der Beurteilung der visuellen Beeinträchtigung von Kultur- und Baudenkmälern (Umgebungsschutz nach § 18 

HDSchG) herangezogen werden.  
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Denkmalschutz 

Wie bereits in Kap. 2.6 ausgeführt wurde, sind nach ersten Untersuchungen keine erheblichen Beeinträchtigungen 

der historischen Denkmalwerte und des Erscheinungsbildes der betrachteten Denkmäler i. S. d. Umgebungsschutzes 

nach § 18 HDSchG zu befürchten. Auf nachgelagerter Planungsebene ist aber für die konkreten Anlagenstandorte 

eine Bewertung vorzulegen.  

Entsprechend den Ausführungen des Kap. 2.6 befinden sich im Plangebiet bekannte Bodendenkmäler gem. § 2 Abs. 

2 HDSchG). Es ist daher zu erwarten, dass durch Bauarbeiten Bodendenkmäler zerstört werden könnten. Aufgrund 

der nachgewiesenen, archäologischen Fundstellen ist ab der Planungsphase bereits die zuständige Denkmalschutz-

behörde zu beteiligen.  

Außerdem wird auf Grundlage der bereits erhobenen Daten eine denkmalfachliche Begleitung bei den Erdarbeiten 

empfohlen. Diese begleitet die Erdarbeiten und stellt sicher, dass Funde entsprechend § 21 HDSchG unverzüglich 

dem Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie oder der Unteren Denkmalschutzbehörde gemeldet werden 

und etwaige Funde und Fundstellen in unverändertem Zustand erhalten bleiben und in geeigneter Weise bis zu einer 

Entscheidung geschützt werden (§ 21 Abs. 3 HDSchG). Durch die zu erwartenden Maßnahmen ist nicht mit einem 

Verlust von kulturellem Erbe zu rechnen. 

Tabelle 8: Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zum Schutzgut Landschaftsbild, Denkmalschutz und Ortsbild (VE). 

Nr.  
Konflikt / Art der Beeinträchti-
gung 

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

VE 01 
Beeinträchtigung des Landschafts-

bildes durch Errichtung von Mas-

ten   

Ausgleich für nicht kompensierbare Belastungen durch Errichtung 
der Masten nach hess. KompVO (2018)  

VE 02 
Verlust und Schädigung kulturhis-

torisch relevanter Objekte und 

Strukturen  

Archäologische Baubegleitung zum Schutz kulturhistorisch wert-
voller Funde im Rahmen der Bauarbeiten 

 

3.1.5 Schutzgut Mensch 

Generell kann das Schutzgut Mensch Empfindlichkeiten gegenüber den folgenden Wirkfaktoren aufweisen:  

Anlagebedingt: 

• Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes 

Baubedingt: 

• Nichtstoffliche Störwirkungen (Licht, Lärm, Schall, Vibrationen) 

Betriebsbedingt: 

• Betriebsbedingter Lärm  

• Optische Effekte wie Schattenwurf  

• Unfallgefahr 

• Änderung des Erholungswertes 
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Lärm 

Beim Betrieb von Windenergieanlagen entstehen durch die Rotorgeräusche Schallemissionen. Um Belästigungen 

durch Schall zu vermeiden, gelten der TA-Lärm entsprechende Grenzwerte. Das Plangebiet grenzt nicht an Bereiche 

mit Wohn- und Wohnumfeldfunktion im Außenbereich. Die nächstgelegenen Ortschaften sind Rodenroth im Osten 

und Nenderoth und Odersberg westlich bzw. nordwestlich des Plangebiets. Alle Ortschaften liegen in einer Entfer-

nung von über 1.000 m zum Plangebiet. Insbesondere da das Plangebiet bei der Bearbeitung des Teilregionalplans 

Mittelhessen zunächst als mögliches Windvorranggebiet eingestuft wurde bei dem ein Mindestabstand von 1.000 

Metern berücksichtigt wurde und schließlich aus Gründen des Artenschutzes gestrichen wurde, wird der Wahrung 

der Mindestabstände zu baulichen Nutzungen zu Wohnzwecken im Fall der vorliegenden Planung hinreichend Rech-

nung getragen.  

Eine vorläufige Schallimmissionsprognose ergab, unter Berücksichtigung der drei konkret geplanten Anlagenstand-

orte, sowie dem aktuellen Anlagentyp und der Vorbelastungen durch errichtete und geplante Anlagen im Umkreis, 

keine Überschreitung der Grenzwerte nach TA Lärm. 

Bei Realisierung von Windparkvorhaben im Gebiet kommt es darüber hinaus während der Bauphase zu temporären 

Lärmbelästigungen, z. B. durch den Einsatz von Maschinen, Bau- und Transportfahrzeugen. Die Beeinträchtigungen 

sind i. d. R. jedoch lokal, auf die Anlagenstandorte inkl. Zuwegung begrenzt und wirken nur temporär, da sie sich auf 

die Dauer der Bauarbeiten beschränken. Erhebliche Beeinträchtigungen ergeben sich dadurch nicht.  

 

Schattenwurf 

Anlage- aber vor allem betriebsbedingt kommt es durch Windenergieanlagen zu Schattenwurf, was nachteilige Aus-

wirkungen, insbesondere auf das Schutzgut Mensch zur Folge hat. Um die Beeinträchtigungen durch Schattenwurf 

zu ermitteln, sind im Rahmen der nachgelagerten Genehmigungsplanung entsprechende Gutachten anzufertigen.  

Dabei werden die Immissionsrichtwerte für den astronomisch maximal möglichen Schattenwurf von 30 h/Jahr und 

30 min/Tag sowie für den meteorologisch wahrscheinlichen Schattenwurfs von maximal 8 h/Jahr und 30 min/Tag an 

ausgewählten Immissionsorten ermittelt und ausgewertet. Bestehende Anlagen werden dabei als Vorbelastung be-

rücksichtigt, auch, um gemeinsame Beschattungsbereiche zu identifizieren. Bei Überschreiten der Immissionswerte 

für den Schattenwurf kommt eine entsprechende Regeltechnik zum Einsatz (Abschaltautomatik).  

 

Erholungswert 

Durch die Lage im Westerwald finden sich im weiteren Umfeld überregionale Wanderwege, das Plangebiet selbst 

weist aber keine Erholungs- oder Freizeiteinrichtungen und erfüllt vorrangig der landwirtschaftlichen oder forstwirt-

schaftlichen Nutzen. Waldgebiete erfüllen üblicherweise eine Erholungsfunktion für die örtliche Bevölkerung, das 

Plangebiet weist insgesamt aber nur eine geringe bis höchstens mittlere Eignung auf. Eine schwerpunktmäßige Nut-

zung, die über das übliche Maß hinaus geht, lässt sich nicht für das Plangebiet ableiten.  

Während der Bauarbeiten kann es durch den Baustellenverkehr und -lärm temporär zu Beeinträchtigungen kom-

men. Diese sind zum einen lokal auf den WEA-Standort inkl. Zuwegung zum anderen temporär, auf die Dauer der 

Bauarbeiten beschränkt. In der Regel werden die Arbeiten ohnehin vorrangig im Winterhalbjahr durchgeführt, also 

auch in einer Zeit, in der generell weniger Menschen die Spazier- und Wanderwege in der freien Natur nutzen. 
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Optische Vorbelastungen bestehen durch zwei weitere Windenergieanlagen im 1.000 m Radius und Hochspannungs-

leitungen im Norden. Aufgrund der eher untergeordneten Erholungsfunktion des Plangebiets sowie der nur klein-

räumigen, lokalen Beeinträchtigung der Erholungsfunktion am Planstandort sind die anlagebedingten Auswirkungen 

als vertretbar einzustufen.  

Betriebsbedingt erfolgt keine Einschränkung der Erholungsfunktion aus Sicht der Zugänglichkeit, da sich durch den 

Bau der Wegezustand nicht verschlechtert. Insgesamt kann man sagen, dass das Ausmaß der betroffenen Bevölke-

rung hinsichtlich der Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der landschaftsbezogenen Erholung u. a. 

dadurch vertretbar ist, da die Planung keinen Verdichtungsraum betrifft. Eine bedrängende Wirkung oder eine Um-

zingelung der Siedlungsflächen tritt nicht ein. 

Längerfristig gesehen sind keine erheblichen Beeinträchtigungen von Erholungswert oder -funktion erkennbar. 

 

Unfallgefahr 

Windenergieanlagen bergen das Risiko des Eisabwurfs, wenn sich an den Rotorblättern angesetztes Eis bei Tauwet-

ter ablöst und herunterfällt. Auch hier werden im Zuge der nachgelagerten Genehmigungsplanung separate Gutach-

ten angefertigt um das Risiko durch Eisfall zu untersuchen. In der Regel verfügen WEAs über ein spezielles Eiserken-

nungssystem, das bei der Erkennung von Vereisung standardmäßig abschaltet und in den Trudelbetrieb übergeht. 

Aufgrund der automatischen Eisabschaltung kommt es zu keinem Eiswurf im Leistungsbetrieb. So können die poten-

tiellen Gefahren für den Menschen auf ein tolerables Restrisiko minimiert werden. Durch Aufstellen von Warnhin-

weisen im Bereich der Risikozonen kann eine zusätzliche Risikominimierung erreicht werden. 

In extrem seltenen Fällen kann es zu Beschädigungen der Windräder selbst kommen (abbrechende Rotorflügel, her-

abfallende Teile, Brand). Das Risiko eines derartigen Unfallgeschehens ist allerdings sehr gering und die davon aus-

gehenden Risiken beschränken sich auf das nähere Umfeld der Anlage.  

Je nach Windenergieanlagentyp sind die Anlagen mit einem Blitzschutzsystem ausgestattet sowie einem Brander-

kennungs- und Brandmeldesystem, das im Brandfall auslöst und die Feuerwehr alarmiert. Auf Grundlage des BVErl. 

Hessen und der vfdb-Richtlinie 01/01-2008-04 ist im Rahmen der nachgelagerten Genehmigungsplanung ein sepa-

rates Brandschutzkonzept zu erstellen. 
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3.2      Kompensation von Eingriffen 

3.2.1 Kompensation von Eingriffen in das Schutzgut Boden und Wasserhaushalt 

Bei einer Eingriffsfläche von insgesamt über > 10.000 m2 ist für das Schutzgut Boden eine bodenbezogene Eingriffs-

Ausgleichsbewertung gemäß Anlage 2 Nr. 2.2.5 der hessischen Kompensationsverordnung anzufertigen. Dafür gibt 

das HLNUG (2023) die „Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen 

und Rheinland-Pfalz“ heraus. 

Durch die Beeinträchtigung der Bodenfunktionen Biotopentwicklungspotential, Ertragspotential, Feldkapazität und 

Nitratrückhaltevermögen im Zusammenhang mit den geplanten Bodeneingriffen ergibt sich dann unter 

Berücksichtigung der bodenfunktionalen Vermeidungsmaßnahmen ein bodenspezifischer Kompensationsbedarf der 

in der Naturschutzrechtlichen Bilanz berücksichtigt wird und vorzugsweise bodenfunktional auszugleichen ist.  

Durch Einsatz von geeigneten Baufahrzeugen und Maschinen, die in technisch einwandfreiem Zustand sind und 

regelmäßigen Wartungen unterzogen werden, sowie Einsatz fachlich geeignetem Personal ist das Risiko für Unfälle 

mit erheblichen Umweltbelastungen auf das Schutzgut Wasser als gering einzustufen. Oberflächengewässer und 

Trinkwasserschutzgebiete sind nicht betroffen. Für das Schutzgut sind keine zusätzlichen 

Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 

 

3.2.2 Kompensation von Eingriffen in das Schutzgut Klima / Luft 

Die durch Umsetzung der Planung hervorgerufenen, klimatischen Veränderungen sind als gering einzustufen und da 

CO2-neutral Strom erzeugt wird, ist insgesamt von einer positiven Klimabilanz auszugehen. Es sind keine zusätzlichen 

Kompensationsmaßnahmen für das Schutzgut Klima / Luft erforderlich. 

 

3.2.3 Kompensation von Eingriffen in das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Biotopschutz 

Auf nachgelagerter Genehmigungsebene ist zu prüfen, ob es vorhabenbedingt zu Beeinträchtigungen des in Kap. 

2.5.1 bzw. 3.1.3 beschriebenen, nach § 30 BNatSchG geschützten Biotops „Feuchtgrünland südöstlich Odersberg“ 

(Grünland feuchter bis nasser Standorte, Biotoptyp-Nr. 06.210) kommt. Eine Zerstörung oder sonstige erhebliche 

Beeinträchtigungen von gesetzlich geschützten Biotopen sind verboten. Nach § 30 Abs. 3 BNatSchG gilt, dass verbo-

tene Handlungen nach Abs. 2 nach Antrag auf eine Ausnahme zugelassen werden können, wenn die Beeinträchti-

gungen ausgeglichen werden können. 

Sollte sich ein vorhabenbedingter Eingriff in das nach § 30 BNatSchG geschützte Biotop nicht vermeiden lassen, hat 

für einen solchen Fall entsprechend ein räumlich-funktionaler Ausgleich zu erfolgen.  

 

Flora 

Der dauerhafte Verlust der ursprünglichen Wald-Biotoptypen ist als erhebliche Beeinträchtigung von Natur und 

Landschaft und damit als Eingriff im Sinne des § 14 BNatSchG zu werten und muss daher kompensiert werden. Bei 

Eingriffen in Waldbiotope und einer dauerhaften Nutzungsänderung (dauerhaft überbaute Waldfläche) bedarf es 

nach HWaldG § 12 (2) Satz 1 einer gesonderten Genehmigung. Diese ist mit einem forstrechtlichen Fachbeitrag zu 

beantragen.  
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Die Genehmigung zur dauerhaften Waldumwandlung kann davon abhängig gemacht werden, ob flächengleiche 

Ersatzaufforstungen in dem betroffenen Naturraum oder in waldarmen Gebieten unter Berücksichtigung 

agrarstruktureller Belange nachgewiesen werden können.  

Grundsätzlich ist für den Ausgleich einer dauerhaften Waldumwandlung gemäß § 12 (4) u. (5) HWaldG eine 

Ersatzaufforstung der Zahlung der Walderhaltungsabgabe vorzuziehen. Sofern der Ausgleich über die 

Walderhaltungsabgabe erfolgt, hat der Antragsteller nachzuweisen, dass keine geeigneten Flächen für die 

Ersatzaufforstung zur Verfügung stehen.  

Bei Eingriffen in bestehende Kompensationsflächen (z.B. Waldneuanlage, vgl. Kap. 2.1), die rechtlich festgesetzt 

wurden, entfällt die Kompensation für den alten Eingriff. Der Verursacher hat dann die ursprüngliche 

Kompensationsverpflichtung vollständig auf einer neuen Fläche zu ersetzen. 

Die Bewertung von Kompensationsmaßnahmen erfolgt nach den Maßgaben der hessischen Kompensationsverord-

nung (2018). Dabei werden den Eingriffsflächen in Bestands- und Ausgleichsplänen entsprechende Nutzungstypen 

zugeordnet. Im Rahmen der Eingriffs-Ausgleich-Bilanzierung der Planung wird dann der jetzige Bestand bilanziert 

und den Biotoptypen nach dem Eingriff gegenübergestellt. Über Ausgleichsmaßnahmen oder den Kauf von Öko-

punkten kann ein entstehendes Defizit ausgeglichen werden kann.  

Tabelle 9: Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (AN) für potentiell betroffene, relevante Biotope. Die Maßnahmen (*) 

sind nur bei einer tatsächlichen Betroffenheit anzuwenden. 

Nr.  
Konflikt / Art der Beeinträchti-
gung 

Empfohlene Maßnahmen des Artenschutzes 

AN 01* Dauerhafte Waldverluste  Ausgleich der dauerhaften Waldumwandlung 

 

Fauna 

Aus den Ausführungen aus Kap. 3.1.3 geht hervor, dass das Schutzgut Fauna neben dem Verletzungs- und Tötungs-

risiko vor allem Empfindlichkeit gegenüber dem Verlust wertvoller bzw. relevanter Habitate aufweist. Nach § 44 

BNatSchG, Abs. 5, Nr. 3 liegt ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 und im Hinblick auf damit verbundene 

unvermeidbare Beeinträchtigungen wildlebender Tiere auch gegen das Verbot des Abs. 1 Nr. 1 nicht vor, soweit die 

ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumli-

chen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich, können daher auch vorgezogene Ausgleichsmaß-

nahmen festgesetzt werden. Ob die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zu-

sammenhang weiterhin gegeben ist, kann nach dem hessischen Leitfaden (HMUKLV 2015) nicht pauschal definiert 

werden, sondern hängt von den artspezifischen Aktionsradien ab und ist im Einzelfall fachgutachterlich zu bestim-

men.  

Bei der Betrachtung der Avifauna spielt neben der artspezifischen Mobilität auch eine Rolle, ob geeignete Habi-

tatstrukturen vorhanden sind und ob ein Ausweichen in diese Habitate möglich ist.  

Aus den nachgelagerten Kartierungen können sich in Verbindung mit den konkreten Standorten der Windenergie-

anlagen innerhalb des Plangebiets daher weitere, artspezifische Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen 

ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Sinne des § 44 

Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG ergeben. 
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Kommt es zu Eingriffen in den Waldbestand, gehen potentiell Bruthöhlen für Vogelarten verloren, die solche Struk-

turen zur Brut nutzen (z.B. Spechte, Trauerschnäpper). Entsprechend des Arteninventars und der Betroffenheit ist 

auf nachgelagerter Ebene zu prüfen, ob Höhlenbrüter durch den Eingriff mit einem Verlust potentieller Bruthöhlen 

betroffen sind. Neben den Neuanpflanzungen bzw. Wiederaufforstungen, die einen Ausgleich für Freibrüter darstel-

len, soll auch für den Verlust von Höhlenquartierpotentialen ein Ausgleich geschaffen werden, indem Ersatzquar-

tiere im Umfeld der Planung ausgebracht werden. Der Verlust von Baumhöhlen ist im Verhältnis 1:3 auszugleichen.  

Auch was Fledermäuse betrifft, sind bei eingriffsbezogenen Rodungen potentiell auch Baumhöhlen als Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG betroffen. Hier gilt nach HMUKLV (2015), dass die 

Beseitigung jedes einzelnen, z.B. von der Bechsteinfledermaus, regelmäßig als Quartier und damit als Ruhestätte 

genutzten Höhlenbaumes zunächst vom Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG betroffen ist, auch 

wenn jede Fledermaus einen Verbundkomplex von verschiedenen Baumhöhlen nutzt, zwischen denen sie regelmä-

ßig wechselt. Bei der Art Bechsteinfledermaus setzt sich der Quartierverbund in der Regel aus 40 oder sogar noch 

mehr Quartierbäumen zusammen (NATURPARK RHEIN-TAUNUS 2019). Infolge der Legalausnahme gemäß § 44 Abs. 5 

BNatSchG ist der Verlust einzelner Quartierbäume der Bechsteinfledermaus allerdings nur dann als Beschädigung 

der fraglichen Ruhestätte anzusehen, wenn die Funktion der gerodeten Bäume nicht von den verbleibenden bezie-

hungsweise den mit Hilfe von CEF-Maßnahmen neu geschaffenen Teilen der Ruhestätte uneingeschränkt mit erfüllt 

werden kann. In Abhängigkeit von der weiteren Standortplanung sind potentielle Quartierverluste zu prüfen und 

ggf. durch adäquate Ersatzmaßnahmen auszugleichen (Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahme AF 01*). 

Bei Errichtung von WEA im Bereich der Frischwiesen kann es bau- und anlagenbedingt zu einem Verlust von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten der Arten Heller und Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling kommen. In Abhängigkeit 

der Lage der geplanten WEA ist daher zu prüfen, ob unter Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen Tatbe-

stände nach § 44, Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ausgelöst werden und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen erforderlich 

werden. Mögliche, vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen umfassen beispielsweise eine Aufwertung und Extensivie-

rung von Gräben, eine Aufwertung von Grünlandhabitaten, eine Wiederaufnahme der extensiven Grünlandnutzung 

auf Brachen oder eine Neuanlage von Frisch- und Feuchtwiesen auf ehemaligen Ackerstandorten (Ausgleichs-/Kom-

pensationsmaßnahme AF 02*). 

Die Prüfung zu Notwendigkeit, Verfügbarkeit und Verhältnismäßigkeit geeigneter Ausgleichsmaßnahmen erfolgt auf 

nachgelagerter Ebene im BImSchG-Verfahren. 

Tabelle 10: Artenschutzrechtliche Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen (AF) für potentiell betroffene, relevante Arten 

bzw. Artgruppen. Die Maßnahmen (*) sind nur bei einer Betroffenheit anzuwenden. 

Nr.  
Konflikt / Art der Beeinträchti-
gung 

Empfohlene Maßnahmen des Artenschutzes 

AF 01*  
Lebensraumverluste baumhöh-

lenbewohnender Tierarten  

Anbringen von Nistkästen als Ausgleich für vorhabengbedingte Le-
bensraumverluste für baumhöhlenbewohnende Fledermaus- und 
Vogelarten 

AF 02* 
Habitatverluste des Hellen und 

Dunklen Wiesenknopf-Ameisen-

bläulings 

Ausgleich der Lebensraumverluste durch Eingriffe in Habitate des 
Hellen Wiesenknopf-Ameisenbläulings und des Dunklen Wiesen-
knopf-Ameisenbläulings. 
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3.2.4 Kompensation von Eingriffen in das Schutzgut Landschaftsbild 

Die Errichtung von Masten für Windenergieanlagen bedeutet i. d. R. eine erhebliche Beeinträchtigung des Land-

schaftsbildes und gilt in der mittleren Wirkzone als nicht kompensierbar. Diesem wird durch die verpflichtende Zah-

lung des Ersatzgeldes nach Kompensationsverordnung (2018) Rechnung getragen. Das Ersatzgeld bemisst sich nach 

der Hessischen Kompensationsverordnung Anlage 2, Ziffer 2.2.1 in Verbindung mit Ziffer 4.3 „mastenartige Eingriffe“ 

und basiert auf der unterschiedlichen Gewichtung von Landschaftseinheiten in vier Wertstufen. Die Ersatzzahlung 

wird, bezogen auf den Anteil der sichtbaren Beeinträchtigung, an die jeweiligen, betroffenen Kommunen entrichtet. 

Nach einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 12.09.2024 (7 C 3.23) gilt für die Kompensation 

von nicht vermeidbaren Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, dass die Kompensation durch eine Windenergie-

anlage nicht nur gleichartig durch einen entsprechenden Rückbau einer WEA oder eines vergleichbaren vertikalen 

Bauwerks (Ausgleichsmaßnahme), sondern im Sinne von Ersatzmaßnahmen auch durch gleichwertige Maßnahmen 

möglich ist, die im betroffenen Naturraum zu einer Aufwertung des Landschaftsbildes führen. Da der Vorrang von 

Kompensationsmaßnahmen gegenüber einer Ersatzzahlung in § 13 BNatSchG als allgemeiner Grundsatz gesetzlich 

verankert ist, ist vor der Festsetzung einer Ersatzzahlung die Verfügbarkeit von Kompensationsmaßnahmen zu prü-

fen.  

Im vorliegenden Fall ist der Rückbau mindestens einer Bestandsanlage geplant. Der Rückbau einer bestehenden 

Windenergieanlage im Zuge der Neuplanung eines Windparks ist im Hinblick auf das Schutzgut Landschaft insgesamt 

als positiv zu bewerten. Durch die Erneuerung des Anlagenbestands und die räumlich geordnete Anordnung der 

neuen Anlagen wird die bestehende Vorbelastung neu strukturiert. Gleichzeitig entfällt die bisherige Einzelanlage, 

wodurch sich insgesamt eine landschaftsverträglichere Gestaltung des Landschaftsbildes ergibt und zusätzliche Be-

einträchtigungen vermieden bzw. reduziert werden. 

 

3.2.5 Kompensation von Eingriffen in das Schutzgut Mensch 

Das in Kap. 3.1.5 aufgeführte Unfallrisiko kann durch entsprechende Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen (Brand-

erkennungs- und Brandmeldesystem, Brandschutzkonzept, Blitzschutzsystem, Eiserkennungssystem und Hinweis-

schilder, Abschaltautomatik für Schattenwurf) nur minimiert werden. Zusätzliche Kompensationsmaßnahmen sind 

für das Schutzgut Mensch nicht notwendig.  
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4.        Zusammenfassung 

 

Tabelle 11: Zusammenfassung möglicher Umweltwirkungen im Plangebiet 

Zusammenfassung der Umweltwirkungen 

Schutzgut Bestandsaufnahme und Bewertung Umweltwirkungen, Maßnahmen, verbleibende Beein-
trächtigung 

Boden Bestand: 

- Geringe bis mittlerer Funktionserfüllungsgrad 

- Braunerde bis Pseudogley (Stauwasserbeein-

flusst) 

 

Vorbelastung: 

- Keine erhebliche bodenfunktionale Vorbelas-

tung (Forst- und Grünlandnutzung) 

- Keine Altlasten bekannt 

 

Bewertung: 

- Die Funktionen im Naturhaushalt sind mit Blick 

auf die Ertrags-, Filter und Pufferfunktion wei-

testgehend ungestört.  

- Es bestehen erhöhte Empfindlichkeiten für 

Verdichtung und Erosion. 

Wirkungsprognose: 

Beeinträchtigung bzw. Verlust von Bodenfunktionen 

durch Verdichtung, Durchmischung, Stoffein- und -aus-

trag und Versiegelungen. 

 

Maßnahmen: 

Berücksichtigung der allgemeinen Vermeidungsmaßnah-

men für den vor- und nachsorgenden Bodenschutz (Kap- 

3.1.1, Tabelle 5).  

Bestellung einer bodenkundlichen Baubegleitung (Kap- 

3.1.1, Tabelle 5, VB 01). 

Verbleibende Beeinträchtigung: 

Der zu erwartende Eingriffe in das Schutzgut Boden geht 

nicht über die mit Windparkvorhaben üblichen Beein-

trächtigungen hinaus.  

Die Beeinträchtigung der Bodenfunktionen wird auf 

nachgelagerter Ebene bilanziert und vollständig, mög-

lichst schutzgut- und funktionsbezogen, kompensiert.  

Wasser Bestand: 

- Heilquellenschutzgebiete § 53 Absatz 4, WHG) 

Risikogebiete (§ 73 Absatz 1, WHG) und Über-

schwemmungsgebiete (§ 76 WHG) sind nicht 

betroffen. 

- Boden aus Auensedimenten Trinkwasser-

schutzgebiete sind nicht betroffen, nächste 

Trinkwasserschutzgebiet (Brunnen Rodenroth, 

WSG-ID 532-078) liegt etwa 350 m östlich der 

Teilfläche 1. 

- Oberflächengewässer befinden sich keine im 

Plangebiet, nächstes Oberflächengewässer ist 

ein Waldbach (Kleine bis mittlere Mittelge-

birgsbäche, Biotoptyp-Nr. 04.211) innerhalb 

des südlich angrenzenden FFH-Gebiets „Kreuz-

berg und Kahlenbergskopf bei Obershausen“ 

(5415-304), der in Richtung Süden abfließt. 

- Hohes Starkregenpotential im Plangebiet. 

 

Vorbelastung: 

- Abgesehen von forstwirtschaftlicher und land-

wirtschaftlicher Nutzung keine Vorbelastun-

gen ersichtlich. 

 

 

 

 

Wirkungsprognose: 

Ggf. Einsickerung von Schadstoffen ins Grundwasser 

während der Bauphase, Unfallrisiko sehr gering. 

 

Maßnahmen: 

Sachgerechter Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

(siehe Kap. 3.1.1, Tabelle 5, VB 08).  

 

Verbleibende Beeinträchtigung: 

Es werden voraussichtlich keine erheblichen Beeinträch-

tigungen entstehen. 
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Bewertung: 

- Eine Beeinträchtigung von Schutzgebieten so-

wie negative Auswirkungen auf umliegende 

Gewässer ist nicht zu erkennen. 

Klima/Luft  

 

 

Bestand: 

- Das Plangebiet erfüllt weitestgehend keine Kli-

mafunktion (Vorbehaltsgebiet) 

- Gute Luftqualität durch Waldbestand 

 

Vorbelastung: 

- Abgesehen von forstwirtschaftlicher und land-

wirtschaftlicher Nutzung keine Vorbelastun-

gen ersichtlich.  

 

Bewertung: 

- Keine Abluft und kein Ausstoß von Treibhaus-

gasen (Kohlendioxid) bei Betrieb von Wind-

energieanlagen 

- Baubedingte Beeinträchtigung der Luft durch 

KFZ-Gase und Stäubenur temporär 

- Einsatz regenerative Energien bei Ersatz fossi-

ler Brennstoffe hat ausschließlich positive Ef-

fekte für die Luftqualität 

Wirkungsprognose: 

Nur geringfügige Veränderung des lokalen Mikroklimas 

(geringfügige Erhöhung der Temperatur im bodennahen 

Raum). Keine Zerschneidung bzw. Barrierewirkung auf 

den Frischluftfunktion und keine Auswirkung auf groß-

räumig wirkende Klimaelemente (Strahlung, Sonnen-

scheindauer, Lufttemperatur, Luftfeuchte, Niederschlag 

oder Bewölkung). 

 

Maßnahmen: 

Bei Trockenheit sind während der Bauphase ggf. für Bau-

stellen übliche Maßnahmen zur Vermeidung von Staub-

belastung (z. B. durch Befeuchtung) vorzunehmen.  

 

Verbleibende Beeinträchtigung: 

Es werden keine erheblichen Beeinträchtigungen entste-

hen. 

Flora und 
Fauna 

Bestand: 

- Forstlich genutzte Waldbiotope, zur Bewei-

dung genutzte, halboffene Landschaften und 

Offenlandflächen (Teilfläche 1) 

- Intensivacker in Waldrandnähe mit anschlie-

ßender Grünlandnutzung (Teilfläche 2) 

- Zwischen den Teilflächen liegt das FFH-Gebiet 

„Kreuzberg und Kahlenbergskopf bei Obers-

hausen“ (5415-304) mit windkraftsensiblen 

Fledermausarten (Mausohr, Bechsteinfleder-

maus) und in nördlicher Richtung bzw. west-

lich der zweiten Teilfläche liegen Teilflächen 

des Vogelschutzgebiets „Hoher Westerwald“ 

(5314-450). 

- Nach § 30 BNatSchG geschütztes Biotop 

„Feuchtgrünland südöstlich Odersberg“ (Bio-

toptyp 06.210) unmittelbar westlich der Teil-

fläche 2. 

- Keine Naturschutzgebiete (§ 23 BNatSchG), 

Nationalparke und Nationale Naturmomente 

(§ 24 BNatSchG), Biosphärenreservate (§ 25 

BNatSchG) und Landschaftsschutzgebiete (§ 26 

BNatSchG) betroffen 

 

 

Aus den tierökologischen Kartierungen liegen 

bereits folgende Infos zur Fauna vor (Stand 

Dez. 2025): 

- Vorkommen von mind. 51 Brutvogelarten im 

Plangebiet bzw. im näheren Umfeld, darunter 

die planungsrelevanten Brutvogelarten Feld-

lerche, Grauspecht, Habicht, Stieglitz, Wald-

laubsänger, Wespenbussard, Baumpieper, Els-

ter, Fitis, Goldammer, Heckenbraunelle, 

Kernbeißer, Kleinspecht, Mäusebussard, 

Wirkungsprognose: 

- Pot. Rodung von Waldbeständen, Eingriffe in Grün-

land- und Ackerbiotope 

- Pot. baubedingte Beeinträchtigung geschützter Bio-

tope im Umfeld des Plangebiets, abhängig von der 

Lage und Planung zukünftiger WEA  

- Keine Eingriffe ins FFH-Gebiet bzw. unerheblich (max. 

Aufasten im Bereich der Zuwegung erforderlich 

- Pot. Betroffenheit planungsrelevanter Brutvogelarten 

- Baubedingte Störwirkungen auf die Fauna und pot. 

Verletzungen und Tötungen (§ 44 BNatSchG, Abs. 1, 

Nr. 2 und 1)  

- Bau- und Anlagebedingte Verlust von (Teil-)Lebensräu-

men durch die Flächeninanspruchnahme (§ 44 

BNatSchG, Abs. 1, Nr. 3) 

- Durch Rodung gehen (auch bei jüngerem Baumbe-

stand) pot. Baumhöhlen / -spalten verloren  

- Pot. Betroffenheit streng geschützter Tagfalterarten 

(Heller und Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling) 

auf den Grünlandflächen 

- Betriebsbedingte Gefährdungen von Vögeln und Fle-

dermäusen durch Kollisionen oder Barotrauma 

- Baubedingte Störwirkungen für Fledermäuse bei 

Nachtarbeiten während der Aktivitätszeiträume 

- Baubedingte Betroffenheit besonders geschützter Am-

phibien- und Reptilienarten  

 

Maßnahmen: 

- Vermeiden / Minimieren der Eingriffe in wertvolle Alt-

holzbestände und Habitatbäume. Vegetationsschutz 

nach DIN 18920. Detailbewertung auf nachgelagerter 

Ebene im BImSchG-Verfahren unter Berücksichtigung 

der Lage der geplanten WEA-Standorte  



Gemeinde Greifenstein | Aufstellung Teilflächennutzungsplan „Windenergie“ | Umweltbericht 

IBU Staufenberg (06.2026) 

79 

Mehlschwalbe, Rotmilan, Schwarzstorch, Star 

und Wintergoldhähnchen 

- Durch Habicht, Mäusebussard, Rotmilan, 

Schwarzmilan, Schwarzstorch und Wespenbus-

sard genutzte Horste in 3 km Radius um das 

Plangebiet.  
- Tradierter Schwarzstorchhorst 2 km westlich 

der Teilfläche 2. Im Rahmen einer HPA und 

RNA konnte keine schwerpunktmäßige Nut-

zung des Plangebiets nachgewiesen werden, 

es wurden nur wenige Überflüge aufgezeich-

net 

- Bekannte Uhubrustätte im Basaltsteinbruch 

Beilstein, nordöstlich in etwas über 1.000 m 

Entfernung zum Plangebiet 

- Nachweise von insgesamt zehn Fledermausar-

ten zzgl. nicht näher bestimmbarer Rufe der 

Gattung Myotis (u.a. „Bartfledermäuse“) und 

der „Langohrfledermäuse“ (Plecotus). Nach-

weise von mind. 9 baumhöhlen- bzw. spalten-

bewohnende Arten und 7 Arten mit stark er-

höhter bis erhöhter Kollisionsgefährdung 

- Geringes Quartierpotential auf Waldeingriffs-

fläche (Flurstück 31, Flur 1), wertvollere Wald-

biotope im westl. Waldbestand der Teilfläche 

1 

- Tierökologische Untersuchungen ergaben 

keine Haselmausnachweise im Plangebiet 

- Nachweise von insg. 27 Tagfalterarten im Plan-

gebiet, darunter auch die streng geschützten 

Arten Heller und Dunkler Wiesenknopf-Amei-

senbläuling. Beide Bläuling-Arten wurden im 

Bereich der Teilfläche 2 nachgewiesen, auf der 

Teilfläche 1 wurde nur der Dunkle Wiesen-

knopf-Ameisenbläuling nachgewiesen.  

- Nachweise besonders geschützter Amphibien- 

und Reptilienarten 

 

Vorbelastung: 

- Nur geringe bis mittlere Vorbelastung durch 

landwirtschaftliche bzw. forstwirtschaftliche 

Nutzung (Teilfläche 1) 

- Mittlere Vorbelastung durch intensive, land-

wirtschaftliche Nutzung (Teilfläche 2) 

- Vorbelastung (Kollisionspotential und Meide-

wirkung) durch Bestandsanlagen im 1.000 m 

Radius: im Norden (Vestas V126-3 / 200 m Ge-

samthöhe) und im Westen (Enercon E-40/6,44 

/ ca. 100 m Gesamthöhe)  

 

Bewertung: 

- Das Plangebiet bietet größtenteils keinen Le-

bensraum für die Zielarten des FFH-Gebiets 

5415-304 (Bechsteinfledermaus & Mausohr), 

geringes Quartierpotential auf Eingriffsflächen, 

Habitatbäume in altem Waldbestand im Wes-

ten der Teilfläche 1. Detailbewertung erfolgt 

auf nachgelagerter Ebene  

- Ein Rotmilan-Horst (Nachweis 2025) liegt im 

zentralen Prüfbereich (PB) nach Anlage 1 

BNatSchG. Alle weiteren Horste kollisionsge-

fährdeter Großvögel liegen im erweiterten PB 

- Wiederaufforstung temporärer Rodungsflächen, Wie-

derherstellung der bauzeitlich beeinträchtigten Grün-

land- und Ackerflächen (Berücksichtigung artenschutz-

rechtl. Belange auf Grünlandflächen) 

- Genehmigung der dauerhaften Waldumwandlung im 

forstrechtlichen Fachbeitrag beantragen (Ersatzauf-

forstungen oder Walderhaltungsabgabe)  

- Fachgerechte Wiederherstellung wertvoller Biotope 

(Rand-, Saumbereiche), bei kleinflächig betroffenen, 

relevanten Biotopen gelten zum Schutz die üblichen 

Maßnahmen zum Bodenschutz unter Berücksichtigung 

des Samenpotentials 

- Pot. baubedingte Beeinträchtigungen des geschützten 

Biotops „Feuchtgrünland südöstlich Odersberg“ prü-

fen und auf nachgelagerter Ebene bewerten und ggf. 

schützen oder ausgleichen  

- Beeinträchtigung der maßgeblichen Bestandteile der 

Natura-2000 Gebiete im Rahmen einer FFH-VP auf 

nachgelagerter Ebene prüfen  

- Vermeidung von Tatbeständen nach § 44 BNatSchG, 

Abs. 1, Nr. 2 und 1 während der Bauphase durch Be-

rücksichtigung von Bauzeiträumen für Vögel, Fleder-

mäuse (Störung, Verletzen oder Töten) und Baumhöh-

lenkontrolle 

- Vermeidung Fledermauskollisionen im Sinne des § 44 

BNatSchG, Abs. 1, Nr. 1 durch Abschaltalgorithmus mit 

Gondelmonitoring   

- Prüfung der Notwendigkeit von Schutz- und Minde-

rungsmaßnahmen kollisionsgefährdeter Großvogelar-

ten in Verbindung mit Anlage 1 zu § 45b Abs. 1 bis 5 

BNatSchG 

- Schutz- und Minderungsmaßnahmen bei Eingriffen in 

Habitate streng geschützter Tagfalterarten, z.B. durch 

Vergrämungsmahd, Begrenzung des Baufelds, Fortfüh-

rung der Bewirtschaftung auf angrenzenden Flächen 

- Prüfung erforderlicher Kompensations- und Aus-

gleichsmaßnahmenentsprechend KompVO (2018) 

bzw. BNatSchG (Wiederaufforstung, Ersatzkästen für 

Vögel- und Fledermäuse, Tagfalterhabitate) 

 

Verbleibende Beeinträchtigung: 

Der zu erwartende Eingriffe in die Tier- und Pflanzenwelt 

geht nicht über die mit Windparkvorhaben üblichen Be-

einträchtigungen hinaus und werden sich durch Maß-

nahmen vermutlich vollständig kompensieren lassen. 

Eine umfangreiche Eingriffsbewertung und die Bewer-

tung und Konkretisierung notwendiger Schutz- und Min-

derungsmaßnahmen erfolgt auf nachgelagerter Ebene 

im BImSchG-Verfahren unter Berücksichtigung der An-

lage 1 zu § 45 BNatSchG, der hess. Verwaltungsvorschrift 

(VwV) „Naturschutz/Windenergie“ (HMUKLV & 

HMWEVW 2020), RED III in Verbindung mit dem WindBG 

und dem hessischen Leitfaden für die artenschutzrechtli-

che Prüfung (HMUKLV 2015). Die Ergebnisse der tieröko-

logischen Untersuchungen werden mit Beantragung der 

BImSchG-Genehmigung vorgelegt.  
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(Rotmilan) oder außerhalb der Prüfradien 

(Wespenbussard) nach Anlage 1 BNatSchG 

Keine Schwerpunktmäßige Nutzung des Rau-

mes durch den Schwarzstorch, die ursächlich 

zum Versagen bei der Ausweisung des Gebiets 

als WE VRG führte 

- Für Feldlerchenreviere nordwestl. der Teilflä-

che 2 sind durch die Vorbelastung (Waldrand-

nähe) keine Konflikte durch Kulissenwirkungen 

zu erwarten  

- keine Betroffenheit streng geschützter Amphi-

bien- und Reptilienarten, keine Betroffenheit 

von Laichgewässern  

Landschafts-, 
Denkmal-
schutz und 
Ortsbild 

Bestand: 

- Kulturdenkmäler nach § 2 Abs. 1 HDSchG po-

tentiell durch Sichtbeziehungen zu den geplan-

ten Anlagen betroffen, Keine Geschützte Kul-

turdenkmäler mit raumbedeutsamer Wirkung 

im 5 km Radius betroffen 

- Im Bereich des Plangebiet sowie im Umkreis 

von rd. 50 m sind zwei Bodendenkmäler (§ 2 

Abs. 2 HDSchG) bekannt.  

Vorbelastung: 

- optische Vorbelastung durch Bestandsanlagen 

im 1.000 m Radius und Hochspannungsleitun-

gen nördlich des Plangebiets 

 

Bewertung: 

- Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG) und 

geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 

BNatSchG) sind nicht betroffen 

- Bei den Bodendenkmälern handelt es sich um 

relevante, historische Strukturen: Wüstung 

Friesendorf mit Wallanlage (LfDH Fundstelle 

Nr. 9 – Gemarkung Rodenroth) und Mittelal-

terliche Flurrelikte (LfDH Fundstelle Nr. 5 – Ge-

markung Nenderoth) 

- Ein Vorkommen von weiteren Bodendenkmä-

lern im Plangebiet kann nicht ausgeschlossen 

werden 

Wirkungsprognose: 

Das Landschaftsbild wird durch Errichtung der Masten 

erheblich beeinträchtigt. 

Die Zerstörung von im Boden befindlichen geschützten 

Bodendenkmälern ist möglich.  

 

Maßnahmen: 

- Frühzeitige Einbeziehung der zuständigen Denkmal-

schutzbehörde.  

- Überarbeitung des Fachgutachtens und Archäologi-

sche Baubegleitung (Kap, 3.1.3).  

- Ermitteln des Kompensationsbedarfs für die Beein-

trächtigung des Landschaftsbildes nach den Vorgaben 

der hess. KompVO (2018) entsprechend der Sichtbar-

keit in der Landschaft. Prüfung alternativer Kompen-

sationsmaßnahmen gegenüber einer Ersatzzahlung 

unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtsprechung 

(Urteil BVerwG, 7 C 3.23 vom 12.09.2024).  

 

Verbleibende Beeinträchtigung: 

Es verbleiben die nicht kompensierbaren, erheblichen 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes in der mittle-

ren Wirkzone von WEAs. Dafür erfolgt eine Kompensa-

tion entsprechend der Hessischen KompVO (2018), An-

lage 2, Ziffer 2.2.1 in Verbindung mit Ziffer 4.3 

„mastenartige Eingriffe“ (Ersatzzahlung, Aufwertung des 

Landschaftsbildes, o.a.).  

Mensch 
(Lärm,  
Schatten-
wurf,       
Erholungs-
funktion, 
Unfallgefahr) 

Bestand: 

- Das Plangebiet liegt über 1.000 m von Gebie-

ten mit Wohn- und Wohnumfeldfunktion ent-

fernt 

- Zwei Bestandsanlagen im 1.000 m Radius 

- Keine schwerpunktmäßige Nutzung durch Er-

holungssuchende ersichtlich 

- Zertifizierter Wanderweg „der Greifenstein-

bzw. „Wäller Tour“, die unmittelbar durchs 

Plangebiet führt 

 

Vorbelastung: 

- Vorbelastungen (Lärm) durch Straßenverkehr 

auf der Landstraße L 3046 im Norden und L 

3044 im Westen  

Wirkungsprognose: 

- Schall- und Schattenemissionen durch Betrieb von 

Windenergieanlagen im Gebiet.  

- Eine überschlagmäßige Schallimmissionsprognose 

ergab keine Überschreitung der Grenzwerte nach TA-

Lärm 

- Optische Beeinträchtigung durch über 250 m hohe 

Masten, die eine weitreichende Raumwirkung entfal-

ten und dadurch pot. zu erheblichen, optischen Beein-

trächtigungen führen. 

- Risiko des Eisabwurfs bei entsprechenden Witterungs-

verhältnissen 

- In extrem seltenen Fällen Unfälle mit erheblichen Be-

einträchtigungen möglich (abbrechende Rotorflügel, 

herabfallende Teile, Brand)    
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- Vorbelastungen (Lärm und Schattenwurf) 

durch Bestandsanlagen  

 

 

Bewertung: 

- Durch Lage im Westerwald mehrere Wander-

wege im Umfeld und ein geringer (Teilfläche 2) 

bis mittlerer (Teilfläche 1) Erholungswert 

- Keine Umzingelung der Ortschaften durch 

WEA (s. dazu auch Kap. 2.6.1)  

Maßnahmen: 

- Aktualisierung der Gutachten auf nachgelagerter 

Ebene  

- Schattenmodul mit Messtechnik und Abschaltautoma-

tik zur Einhaltung von Grenzwerten. 

- Eiserkennungssystem 

- Je nach Anlagentyp integriertes Blitzschutzsystem, 

Branderkennungs- und Brandmeldesystem 

- Brandschutzkonzept auf Grundlage des BVErl. Hessen 

und der vfdb-Richtlinie 01/01-2008-04 

- Optische Beeinträchtigungen siehe Landschaftsbild 

- Prüfung mögl. Beeinträchtigungen zertifizierter Wan-

derwege auf nachgelagerter Ebene 

 

Verbleibende Beeinträchtigung: 

Individuell unterschiedliche, subjektiv geprägte Wahr-

nehmung der Windenergieanlagen durch die Bevölke-

rung.  

Durch Einhaltung der Richtwerte und Schattenabschalt-

automatik werden voraussichtlich keine erheblichen Be-

einträchtigungen entstehen.  

Ein Restrisiko für Unfälle verbleibt trotz aller Vorkeh-

rungsmaßnahmen immer. Es werden voraussichtlich 

keine erheblichen Beeinträchtigungen entstehen. 
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6. Anhang 

Tabelle 12: Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zum Schutzgut Boden & Wasserhaushalt (VB). 

VB 01 

Bodenkundliche Baubegleitung  

Bei der Errichtung von Windenergieanlagen ist eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 vorzusehen. 

Die Baubegleitung prüft dabei die Einhaltung der folgenden Vermeidungsmaßnahmen sowie des bodenschonen-

den Vorgehens nach dem aktuellen technischen Stand, insb. nach DIN 19639, DIN 19731, DIN 18915.  

In der Planungsphase werden die Anforderungen zur bodenschonenden Umsetzung der Baumaßnahme festgelegt 

und die Bodenschutzbelange in der Umsetzungsplanung und in den Ausschreibungen berücksichtigt. 

Durch die Bestellung einer bodenkundlichen Baubegleitung (nach DIN 19639) wird gewährleistet, dass im Rahmen 

der Baumaßnahme, der Baufeldräumung sowie der Flächenwiederherstellung, die Belange des vorsorgenden Bo-

denschutzes erfasst, bewertet und negative Auswirkungen (stoffliche und physikalische) auf das Schutzgut Boden 

durch Einleitung geeigneter Maßnahmen vermieden oder minimiert werden.  

VB 02 

Schutz der an das Vorhaben angrenzenden Flächen 

Flächen außerhalb der Eingriffsbereiche sind nicht zu beanspruchen. Zwischenlagerung jeglicher Art (Bodenmate-

rial, Baumaterial, Baugeräte, Bauabfälle u.a.) ist unzulässig. Die Flächen sind in geeigneter Weise vor Beeinträchti-

gung zu schützen. 

VB 03 

Vermeidung von Verdichtung / Anforderung an den Maschineneinsatz 

Im Rahmen der Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass der Mutterboden, nicht unnötig verdichtet wird. Bei 

den Erdarbeiten und der Baufeldvorbereitung sowie bei jeglichen Arbeiten abseits der befestigten Bauflächen 

im Eingriffsbereich sind bodenschonende Laufwerke wie Raupen oder Niederdruckreifen zu verwenden. 

Der Maschineneinsatz muss an die aktuelle Bodenfeuchtigkeitsbedingungen angepasst werden. 

VB 04 

Vermeidung und Minimierung von Bodenerosion  

Bodenerosion ist im Sinne des vorsorgenden Bodenschutzes generell zu vermeiden. Bei der Planung der Eingriffs-

bereiche sind besonders gefährdete Bereiche und mögliche Fließpfade für Oberflächenwasser zu identifizieren. Ist 

ein andauernde Wasserzutritt zu erwarten, dann ist ein möglichst flächendeckendes Wasserhaltungs- und Was-

serableitungsmanagement zu planen. 

VB 05 

Anforderungen bei der Wurzelrodung  

Die Wurzelrodung ist bei möglichst trockenen Bedingungen durchzuführen. 

Die Stockrodung hat mit einem Verfahren zu erfolgen, das eine Trennung des organischen Materials (Wurzeln und 

Stöcke) mit dem Ober- und Unterboden zulässt. 

VB 06 

Anforderungen an den Bodenausbau  

Der Abtrag des Oberbodens bei der Baufeldvorbereitung ist bei ausreichend trockenen Bodenfeuchtebedingungen 

durchzuführen. Der Oberboden ist getrennt von Unterboden auszubauen und zu verwerten und sowohl Aushub 

und Lagerung hat in Abhängigkeit von Humusgehalt, Feinbodenart und Steingehalt getrennt zu erfolgen. Das 

Oberbodenmaterial ist für die Nutzungsarten Wald, Grünland und Acker separat auszubauen und zu lagern. 

VB 07 

Anforderungen an die Zwischenlagerung  

Die Lagerflächen für Bodenmaterial sind in der Bauplanung bereits einzuplanen und ausreichend zu dimensio-

nieren. Vernässten und stauende Böden und Geländemulden sind nicht zur Errichtung von Bodenmieten geeig-

net. Die Mietenhöhe des humosen Oberbodenmaterials auf höchstens 2 m zu begrenzen.  

VB 08 

Gefahr vermeidbarer Bodenschäden und Schäden an Oberflächen- oder Grundwasser durch Stoffeinträge 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass keine grundwassergefährdenden Stoffe, wie z.B. Treibstoffe, in 

den Untergrund gelangen. 
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VB  09 

Beschränkung von Fremdmaterial und Bindemitteln  

Beim Einsatz von Fremdmaterial, sind die Vorgaben der §§6-8 BBodSchV bzw. §19 ErsatzbaustoffV einzuhalten. Es 

ist ausschließlich natürliches Bruchmaterial einzusetzen. 

Die Verwendung von Mischbindern ist sparsam durchzuführen und nur für die gesamte Betriebszeit dauerhafte 

befestigte Flächen vorzusehen.  

VB 10 

Wiederherstellung naturnaher Bodenverhältnisse (Rekultivierung) 

Der Rückbau von allen temporären Bauflächenmit der vollständigen Entfernung aller baubedingten Fremdstoffe 

ist zu planen. Es ist die landschaftsgerechte Wiederherstellung der Flächen mit einer ausreichend mächtigen 

Oberbodenschicht zu planen und eine Einsaat mit gebietsheimischem Saatgut vorzusehen. Bei der Rekultivierung 

ist darauf zu achten, dass es nicht zu einer Bodenverdichtung und einem Verlust der Bodenfunktion kommt. Um 

eine Verdichtung zu vermeiden, ist auf trockene Witterung und trockene Böden zu achten. Außerdem ist auch bei 

der technischen Durchführung von Rekultivierungsmaßnahmen darauf zu achten, dass die Flächen nicht durch 

schweres Gerät oder anderweitige, schwere Baustellenfahrzeuge rückverdichtet werden. 

VB 11 

Umgang mit Materialüberschuss 

Für anfallendes Bodenmaterial soll nach Möglichkeit eine Wiederverwertung im Plangebiet geplant werden. Ma-

terial, dass nicht vor Ort wiederverwertet wird, ist vollständig zu entfernen und einer ordnungsgemäßen und 

schadlosen Entsorgung zuzuführen. 

 

Tabelle 13: Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zum Schutzgut Pflanzen & Biotope (VN). 

VN 01 

Schonung wertvoller Altholzbestände / Vegetationsschutz nach DIN 18920 

Die Waldbereiche im nordwestlichen Teil der Teilfläche 1 weisen ich Richtung Westen ältere, naturschutzfachlich 

wertvolle Waldbestände auf. Eingriffe in die älteren Waldbestände und eine Beeinträchtigung dieser sollten mög-

lichst vermieden werden bzw. sind auf ein Mindestmaß zu reduzieren.  

Beim Vorliegen von Altbäumen (inkl. Habitatbäumen) in den Randbereichen der Eingriffsflächen sind diese zu schüt-

zen. Abhängig von der Lage können dabei Bauzäune oder Gatter zum Einsatz kommen mit denen Baumbestände 

geschützt werden können. Einzelne, zu erhaltende Altbäume, die potentiell durch die Baumaßnahmen beeinträch-

tigt werden könnten, sind im Rahmen der ökologischen Baubegleitung durch Baumschutzmaßnahmen nach DIN 

18920 („Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“) zu schützen. 

VN 02 

Vermeiden von Eingriffen in ein nach § 30 BNatSchG geschütztes Biotop  

Westlich der geplanten Teilfläche 2 befindet sich in etwa 120 m Entfernung ein nach § 30 BNatSchG geschütztes 

Biotop („Feuchtgrünland südöstlich Odersberg“, Grünland feuchter bis nasser Standorte, Biotoptyp-Nr. 06.210) 

sowie ein magerer Wiesenbereich mit einem Vorkommen der nach § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG besonders ge-

schützten Heide-Nelke. Durch die Nähe zum Plangebiet lassen sich baubedingte Beeinträchtigungen nicht vollstän-

dig ausschließen, z.B. durch Baustelleneinrichtungen und Anlage der Zuwegung. 

Eine Zerstörung oder sonstige erhebliche Beeinträchtigung von nach § 30 geschützten Biotopen sind verboten. 

Nach § 30 BNatSchG gilt weiterhin, dass verbotene Handlungen nach Abs. 2 nach Antrag auf eine Ausnahme aber 

zugelassen werden können, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. In Abhängigkeit von der 

Lage zukünftiger WEA-Planungen sind daher mögliche Beeinträchtigungen bzw. Konflikte zu prüfen und ggf. geeig-

nete Schutz-, Minderungs- oder Ausgleichsmaßnahmen festzulegen.  
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VN 03 

Wiederaufforstung temporär beanspruchter Waldflächen  

Im Bereich der Teilfläche 1 kann es planbedingt zu Eingriffen in Waldbiotope kommen. Baubedingt temporär ge-

nutzte Waldflächen, die nicht für Wartungszwecke freigehalten werden müssen, sind im Anschluss an die Bauar-

beiten zügig und nach Vorgabe des zuständigen Forstamtes mit heimischen, standortgerechten Baumarten aufzu-

forsten (keine Sukzession auf diesen Flächen). Durch die Aufforstung wird der Boden stabilisiert, eine 

Lebensraumfunktion wiederhergestellt und auch die forstwirtschaftliche Nutzung bleibt gewahrt. 

Bei Eingriffen in Waldbiotope, die mit einer dauerhaften Nutzungsänderung (dauerhaft überbaute Waldfläche) 

verbunden sind, bedarf es nach § 12 (2) Satz 1 HWaldG einer gesonderten Genehmigung. Diese ist mit einem forst-

rechtlichen Fachbeitrag zu beantragen (siehe AN 01). 

VN 04 

Wiederherstellung temporär beanspruchter Grünland- und Ackerflächen  

Im Bereich der Teilfläche 1 finden sich Grünlandbiotope (Frischwiesen mäßiger Nutzungsintensität, KV-Typ 

06.340), bei der Teilfläche 2 handelt es sich um intensiv genutzte Ackerflächen (Intensiv genutzter Acker, KV-Typ 

11.191). 

Auch für die Acker- und Grünlandflächen gilt, dass Flächen, die baubedingt nur temporär in Anspruch genommen 

werden, nach Abschluss der Bauarbeiten wiederherzustellen sind. Bei der Rekultivierung gelten die Maßnahmen 

zum vor- und nachsorgenden Bodenschutz.  

Da die planungsrelevanten Tagfalterarten Heller und Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Maculinea teleius 

und Maculinea nausithous) im Plangebiet nachgewiesen wurden, haben die Eingriffe in die Grünlandbiotope unter 

Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange zu erfolgen (vgl. VF 06). Sollte eine Einsaat erfolgen, ist zertifizier-

tes, regionales Saatgut zu verwenden (Herkunftsregion 7 Rheinisches Bergland oder 21 Hessisches Bergland). 

VN 05 

Wiederherstellung vorhabenbedingt beeinträchtigter Rand- und Saumbereiche  

Auf der Teilfläche 1 wurden in den Rand- bzw. Saumbereichen der Wege höherwertige Biotope in Form von arten-

reichen Saumstrukturen (KV-Typ 09.121) nachgewiesen. 

Da es im Zuge der Errichtung von WEA üblich ist, dass vorhandene Wege an die techn. Anforderungen (Mindest-

breite, Lichtraumprofil, ggf. Überschwenkbereiche) angepasst werden müssen, lässt sich nicht ausschließen, dass 

es zu Eingriffen in diese Biotope kommt. Auch hier sind bei Eingriffen in diesen Bereichen die Maßnahmen zum 

vor- und nachsorgenden Bodenschutz zu beachten. Bei der Rekultivierung kann ggf. eine für den Agrarbereich ge-

eignete Blühmischung eingesät werden (Herkunftsgebiet 7 Rheinisches Bergland oder 21 Hessisches Bergland). 

VN 06 

Gelenkte Sukzession auf Flächen, die dauerhaft baumfrei bleiben müssen 

Für den Wiederaufbau des Krans im Falle von größeren Wartungsarbeiten sind die Schneise des Kranauslegers sowie 

weitere Randbereiche in der Regel von Bäumen frei zu halten. Gleiches gilt für die Überschwenkbereiche der Zuwe-

gung. Beides muss nicht geschottert bleiben, sondern kann der Sukzession überlassen werden. Diese muss allerdings 

durch periodische Eingriffe gelenkt werden, damit sich keine Bäume entwickeln. Hierfür dürfte in der Regel ein 

Durchgang mit dem Freischneider im zeitlichen Abstand von zwei bis drei Jahren ausreichend sein. Die Maßnahmen 

sind außerhalb der gesetzlichen Schonzeit, also zwischen dem 01.10. und dem 28.02. durchzuführen.  

Dauerhaft in Anspruch genommene Waldflächen sind dabei Bestandteil der Nutzungsänderung (Waldumwandlung). 

Bereiche, die bereits baum- bzw. gehölzfrei sind und landwirtschaftlich nicht mehr nutzbar sind, können nach Wie-

derherstellung der Flächen ggf. der freien Sukzession überlassen werden. 
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Tabelle 14: Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zum Schutzgut Fauna (VF). Die Maßnahmen (*) sind nur bei einer Be-

troffenheit anzuwenden. 

VF 01 

Ökologische Baubegleitung während der Bauausführung  

Zur Minimierung von Konflikten während der Baufeldräumung und Bauausführung sowie zur Klärung ggf. noch of-

fener Punkte hinsichtlich des Artenschutzes ist eine ökologische Baubegleitung (ÖBB) vorzusehen. Aufgabe der ÖBB 

ist es, den Vorhabenträger bei der Überwachung der im Genehmigungsbescheid festgelegten Auflagen aus Natur-

/Arten- und Biotopschutzsicht beratend zur Seite zu stehen und als Vermittler zwischen Vorhabenträger und Natur-

schutzbehörde zu fungieren. 

Über den Baufortschritt und eventuell auftretende Probleme sowie Lösungsvorschläge sind Protokolle anzuferti-

gen, die zeitnah an die zuständige Behörde weiterzuleiten sind. Bei erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung 

von Beeinträchtigungen und Abwendung von Umweltschäden sind diese durch die ÖBB mit der zuständigen Be-

hörde und weiteren Beteiligten (Projektleitung und Bauleitung) abzustimmen. 

VF 02 

Bauzeitenregelung zum Schutz der Avifauna  

Für die Baufeldräumung ist eine Bauzeitregelung zu treffen. Dadurch können Verstöße gegen die Verbote nach § 

44 Abs. 1 Nr. 1 -3 BNatSchG vermieden werden und Beeinträchtigungen, insbesondere bezogen auf Brutvögel wie 

beispielsweise Hohltaube oder Waldlaubsänger, werden minimiert. Erfolgt die Fällung der Gehölze und Räumung 

der Flächen vor Beginn der Brut- und Setzzeit zwischen 1. Oktober und dem 28. Februar, entfallen weitere Maß-

nahmen und Bauarbeiten können auch innerhalb der Brutzeit fortgesetzt werden. Es ist darauf zu achten, dass die 

geräumten Flächen vegetationsfrei gehalten werden, auch in den Randbereichen, um eine Neuansiedlung zu ver-

meiden. Gelagertes Schnittgut ist nicht im Umfeld der Baufelder zu lagern und möglichst vor Beginn der Brut- und 

Setzzeit abzutransportieren. Kann die Baufeldräumung nicht außerhalb des genannten Schutzzeitraums erfolgen, 

hat dies mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde zu erfolgen, nachdem durch vorherige artenschutz-

fachliche Kontrollen des Eingriffsbereichs nachgewiesen wurde, dass keine geschützten Arten oder ihre Lebens-

stätten betroffen sind. 

VF 03 

Fledermausschutz durch Abschaltalgorithmus und Gondelmonitoring  

Im Rahmen fledermauskundlicher Erfassungen im Plangebiet wurde der Nachweis von mind. sieben windkraftrele-

vanten und schlaggefährdeten Arten erbracht, für die nach Anlage 5 der VwV „Naturschutz/Windenergie“ (HMUKLV 

& HMWEVW 2020) ein mittleres bis hohes Kollisionsrisiko gegeben ist. Betriebsbedingt ist daher von einem hohen 

bis mittleren Konfliktpotential auszugehen. 

Eine effektive Methode, um betriebsbedingte Gefährdungen durch Kollisionen oder Barotrauma zu vermeiden, sind 

temporäre, artspezifische Betriebszeitenbeschränkungen, die durch ein Gondel- bzw. Höhenmonitoring mit Ab-

schaltalgorithmus angepasst werden können. Üblicherweise umfasst dies ein zweijähriges Gondelmonitoring an den 

geplanten WEA-Standorten mit vorläufiger Abschaltung des gesamten Windparks im ersten Untersuchungsjahr. Die 

Abschaltung erfolgt gemäß der Verwaltungsvorschrift Naturschutz/Windenergie 2020 vom 01.04. bis zum 31.10. 

0,5 h vor Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang bei Windgeschwindigkeit < 6 m/s und ab 10°C Temperatur in Gon-

delhöhe sowie ab einem Niederschlag von < 0,2 mm/h.  

VF 04 

Prüfung der Notwendigkeit von Schutz- und Minderungsmaßnahmen kollisionsgefährdeter Großvogelarten in 

Verbindung mit Anlage 1 zu § 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG 

Im Rahmen der tierökologischen Erfassungen im Gebiet wurden Rotmilan, Wespenbussard und Schwarzmilan im 

Umfeld des Plangebiets nachgewiesen. Bei den Untersuchungen 2021-2023 wurden keine Brutreviere kollisionsge-

fährdeter Arten innerhalb der zentralen Prüfradien nach Anlage 1 BNatSchG nachgewiesen. Die Horste des Rotmi-

lans, von denen 2021 vier, 2022 einer und 2023 insgesamt drei besetzt waren, lagen alle weiter als 1.500 m von den 

Gebietsflächen entfernt. Bei den Erfassungen 2025 wurde ein vom Rotmilan besetzter Horst (Nr. 28) in einem Ab-

stand zum Plangebiet ermittelt, der innerhalb des zentralen Prüfbereichs nach Anlage 1 BNatSchG liegt. Der vom 

Rotmilan belegte Horst befindet sich nördlich des Plangebiets und südwestlich von Beilstein, am Rande des 1.000 m 

Radius um das Plangebiet (siehe Maßnahmenkarte Karte 6 zum Plangebiet). 
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In Zusammenhang mit dem BImSchG-Verfahren ist daher auf nachgelagerter Ebene, in Bezug auf die Lage der WEA 

im Plangebiet und den Abständen zu den nachgewiesenen Horsten zu prüfen, ob es vorhabenbedingt zu einem 

erhöhten Kollisionsrisiko kommt und entsprechende Schutz- und Minderungsmaßnahmen erforderlich werden. 

Potentiell geeignete Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind nach Anlage 1 zu § 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG 

unter anderem Mastfußbepflanzungen, artspezifische Abschaltzeiträume oder Antikollisionssysteme. 

VF 05* 

Schutz- und Minderungsmaßnahmen bei baubedingten Konflikten mit Fledermäusen (Bauzeitenregelung, Baum-

höhlenkontrollen) 

Im Rahmen fledermauskundlicher Erfassungen wurden im Plangebiet baumhöhlen- bzw. spaltenbewohnende Fle-

dermausarten nachgewiesen, darunter u.a. Bechsteinfledermaus, Großer Abendsegler, Kleinabendsegler, Rauhaut- 

und Fransenfledermaus.  

Baubedingt sind daher potentiell Verletzungen oder Tötungen von Individuen möglich, wenn in den Räumungsbe-

reichen befindliche Tiere nicht in der Lage sind, die Flucht zu ergreifen, z.B. Jungtiere oder Tiere, die sich in einem 

Ruhestadium befinden wie in Baumhöhlen bzw. -spalten ruhende Tiere. Darüber hinaus kann es baubedingt auch 

zu Störwirkungen kommen wie Licht- und Staubemissionen oder Erschütterungen. 

Abhängig von der Lage der WEA im Planagebiet sind daher geeignete Schutz- und Minderungsmaßnahmen festzu-

legen, um das Eintreten von Verbotstatbeständen im Sinne des § 44 BNatSchG zu vermeiden.  

Bei Vorkommen von Habitatbäumen im Eingriffsgebiet sind bei Fällarbeiten artgruppenspezifische Bauzeitenrege-

lungen zu beachten. Erfolgt die Fällung von Gehölzen bzw. die Entfernung möglicher Quartiere außerhalb der Wo-

chenstubenzeit bzw. der Zeit, in der unselbstständige Jungtiere auftreten können (01.05. bis 10.08.) sowie außerhalb 

der Winterschlafzeit (01.11. bis 15.03.), lassen sich baubedingt ausgelöste Verbotstatbestände im Wesentlichen ver-

meiden. Das Fällen von Bäumen mit Quartierstrukturen muss i.d.R. durch eine fledermauskundliche Fachkraft be-

gleitet werden (VF 01). Im Eingriffsgebiet nachgewiesenen Baumquartiere sind vor der Fällung durch einen fachkun-

digen Fledermauskundigen auf Besatz hin zu kontrollieren.  

Um bei Bauarbeiten während der Aktivitätszeiten der Fledermäuse Störwirkungen durch Licht- und Staubemissio-

nen zu vermeiden, empfiehlt es sich während der Zeiten mit erhöhter Fledermausaktivität im Zeitraum vom 01. April 

bis 31. Oktober ein Nachtbauverbot zu wahren, d.h. dass von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang jegliche Bau-

maßnahmen und der Einsatz von Bauscheinwerfern im Bereich der geplanten WEA unzulässig sind. 

Die konkrete Maßnahmenplanung erfolgt auf nachgelagerter Ebene im Rahmen des BImSchG-Verfahrens.  

VF 06* 

Schutz- und Minderungsmaßnahmen bei Eingriffen in Habitate streng geschützter Tagfalterarten  

Im Rahmen der Erhebungen im Jahr 2025 konnten im Umfeld der geplanten WEA insgesamt 27 Tagfalterarten nach-

gewiesen werden, darunter auch die streng geschützten Arten Heller Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Phengaris te-

leius) und Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Phengaris nausithous). Beide Bläuling-Arten wurden im Bereich 

der Teilfläche 2 nachgewiesen, auf der Teilfläche 1 wurde nur der Dunkle Wiesenknopf-Ameisenbläuling nachgewie-

sen. Als Anhang IV-Arten sind die beiden Arten eingriffsrelevant. 

Bei Eingriffen in Lebensräume der beiden Arten, sind daher umfangreiche Vermeidungsmaßnahmen sowie vorgezo-

gene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) notwendig. Potentiell geeignete Vermeidungs- und Minderungs-

maßnahmen sind beispielsweise die Begrenzung des Baufeldes, eine Vergrämung der Art und eine Fortführung der 

Bewirtschaftung angrenzender Habitatflächen.  

Habitatverluste sind als vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen durch Aufwertung oder Neuanlage von für beide Arten 

geeigneten Grünlandbeständen umzusetzen (siehe AF 02*). 
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Tabelle 15: Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zum Schutzgut Landschaftsbild, Denkmalschutz und Ortsbild (VE). 

VE 01 

Ausgleich für nicht kompensierbare Belastungen durch Errichtung der Masten nach hess. KompVO (2018) 

Für die Bewertung der Eingriffe in das Landschaftsbild durch Errichtung der Masten ist Nr. 4.3 der hessischen Kom-

pensationsverordnung anzuwenden.  

Nach Anlage 2, Ziffer 2.2.1 der hess. KompVO (2018) in Verbindung mit Ziffer 4.3 „mastenartige Eingriffe“ handelt 

es sich bei Eingriffen durch Masten um nicht vermeidbare und nicht kompensierbare Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes für die Ersatzzahlungen zu entrichten sind. Die Höhe der Ersatzzahlungen richtet sich nach der Anla-

genhöhe (Umkreis der 15-fachen Gesamthöhe eines Einzelmasts) und basiert auf der unterschiedlichen Gewichtung 

von Landschaftseinheiten in vier Wertstufen. 

Nach einem Urteil des Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) vom 12.09.2024 (7 C 3.23) gilt für die Kompensation von 

nicht vermeidbarer Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, dass die Kompensation durch eine Windenergiean-

lage nicht nur gleichartig durch einen entsprechenden Rückbau einer WEA oder eines vergleichbaren vertikalen 

Bauwerks (Ausgleichsmaßnahme), sondern im Sinne von Ersatzmaßnahmen auch durch gleichwertige Maßnahmen 

möglich ist, die im betroffenen Naturraum zu einer Aufwertung des Landschaftsbildes führen. Da der Vorrang von 

Kompensationsmaßnahmen gegenüber einer Ersatzzahlung in § 13 BNatSchG als allgemeiner Grundsatz gesetzlich 

verankert ist, ist vor der Festsetzung einer Ersatzzahlung die Verfügbarkeit von Kompensationsmaßnahmen zu prü-

fen. 

VE 02 

Archäologische Baubegleitung zum Schutz kulturhistorisch wertvoller Funde im Rahmen der Bauarbeiten  

Da es auf Grundlage der vorliegenden Daten möglich ist, dass bei den Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, 

Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt wer-

den können, wird nach Abstimmung zwischen dem Träger der Maßnahme und dem Landesamt für Denkmalpflege 

Hessen eine denkmalfachliche Begleitung bei den Erdarbeiten empfohlen. Diese begleitet die Erdarbeiten und 

stellt sicher, dass Funde entsprechend § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, hessenAr-

chäologie oder der Unteren Denkmalschutzbehörde gemeldet werden und etwaige Funde und Fundstellen in un-

verändertem Zustand erhalten bleiben und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung geschützt werden (§ 21 

Abs. 3 HDSchG). 
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Tabelle 16: Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen für das Schutzgut Pflanzen & Biotope (VN) und potentiell betroffene, 

relevante Arten bzw. Artgruppen (AF). Die Prüfung zu Notwendigkeit, Verfügbarkeit und Verhältnismäßigkeit geeig-

neter Ausgleichsmaßnahmen erfolgt auf nachgelagerter Ebene, im BImSchG-Verfahren. Die Maßnahmen (*) sind 

nur bei einer Betroffenheit anzuwenden. 

AN 01* 

Ausgleich der dauerhaften Waldumwandlung  

Werden Windenergieanlagen im Wald errichtet, bedeutet der dauerhafte Eingriff in die Waldbiotope und die 

damit verbundene Rodung von Wald zum Zwecke eine dauerhaften Nutzungsänderung nach § 12, Abs.2 Nr. 1 

HWaldG. Eine dauerhafte Waldumwandlung bedarf nach § 12 Satz 1 HWaldG einer gesonderten Genehmigung. 

Diese ist im Rahmen des forstrechtlichen Fachbeitrags zu beantragen. Grundsätzlich ist für den Ausgleich einer 

dauerhaften Waldumwandlung gemäß § 12 (4) u. (5) HWaldG eine Ersatzaufforstung der Zahlung der Walder-

haltungsabgabe vorzuziehen. Kahlschlags- oder Sukzessionsflächen, die bereits als Vorranggebiet bzw. Vorbe-

haltsgebiet für Forstwirtschaft ausgewiesen sind, können dabei in der Regel nicht zur Neuanlage genutzt werden, 

da die Flächen bereits als Wald im Sinne des Gesetzes zu werten sind. 

AF 01* 

Anbringen von Nistkästen als Ausgleich für vorhabengbedingte Lebensraumverluste für baumhöhlenbewoh-

nende Fledermaus- und Vogelarten 

Bei Bauvorhaben im Wald werden potentiell Waldbestände gerodet, die Bäume enthalten, die durch geeignete 

Strukturen (Gehölze selbst, Baumhöhlen) einen potenziellen oder tatsächlich genutzten Lebensraum für Fleder-

mäuse (Spaltenquartiere, Sommerquartiere) und Vögel darstellen. Auf nachgelagerter Ebene sind die tatsächlich 

betroffenen Quartierpotentiale im Rahmen von Kartierungen zu erfassen. Entsprechend des Artinventars und 

der Betroffenheit ist auf nachgelagerter Ebene zu prüfen, ob baumhöhlenbewohnende Fledermausarten oder 

Höhlenbrüter durch den Eingriff mit einem Verlust potentieller Bruthöhlen betroffen sind. Der Verlust von Höh-

lenbäumen als potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist durch das Ausbringen von Fledermaus- bzw. Vo-

gelkästen im Verhältnis 1:3 auszugleichen. 

Zu berücksichtigen ist, dass Nisthilfen für kollisionsgefährdete Vogel- und Fledermausarten nach § 45b, Abs. 7 

BNatSchG nicht in einem Umkreis von 1.500 Metern um errichtete Windenergieanlagen angebracht werden dür-

fen sowie innerhalb von Gebieten, die in einem Raumordnungsplan oder in einem Flächennutzungsplan für die 

Windenergienutzung ausgewiesen sind.  

Der Verlust von Baumhöhlen ist in der Regel vorlaufen zum Eingriff, durch die Installation von Kästen auszuglei-

chen.  

AF 02* 

Ausgleich der Lebensraumverluste durch Eingriffe in Habitate des Hellen Wiesenknopf-Ameisenbläulings und 

des Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläulings. 

Bei Errichtung von WEA im Bereich der Frischwiesen kann es bau- und anlagenbedingt zu einem Verlust von 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Arten Heller und Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling kommen.  

Aufgrund der Legalausnahme des § 44 Abs. 5 BNatSchG liegt ein Verstoß gegen das Verbot der Beeinträchtigung 

von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht vor, wenn trotz Beschädigung, Zerstörung oder Entnahme einer 

geschützten Fortpflanzungs- oder Ruhestätte deren ökologische Funktion (ggf. durch Festsetzung von 

vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen) im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird.  

In Abhängigkeit der Lage der geplanten WEA ist daher zu prüfen, ob unter Berücksichtigung von 

Vermeidungsmaßnahmen Tatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ausgelöst werden und vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden. Mögliche, vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen umfassen 

beispielsweise eine Aufwertung und Extensivierung von Gräben, eine Aufwerung von Grünlandhabitaten, eine 

Wiederaufnahme der extensiven Grünlandnutzung auf Brachen oder eine Neuanlage von Frisch- und 

Feuchtwiesen auf ehemaligen Ackerstandorten. 

 


